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Prüfungsvertrag und 
Auftragsdurchführung

Bundesanstalt "Statistik Österreich"  
   

        
  

          

  

(im Folgenden auch kurz "Gesellschaft" genannt)

abgeschlossen und erstatten über das Ergebnis dieser Prüfung den folgenden Bericht:

1. Prüfungsvertrag und Auftragsdurchführung

Mit Beschluss des Bundeskanzlers vom 03.04.2020, wurden wir zum Abschlussprüfer für das Geschäftsjahr 
2020 gewählt bzw. bestellt. Die Gesellschaft, vertreten durch die Geschäftsführung, schloss mit uns einen 
Prüfungsvertrag, den Jahresabschluss zum 31. Dezember 2020  unter Einbeziehung der Buchführung und den 
Lagebericht gemäß den §§ 269 ff UGB zu prüfen.

Bei der Gesellschaft handelt es sich um eine große Gesellschaft iSd § 221 UGB.

Bei der gegenständlichen Prüfung handelt es sich um eine Pflichtprüfung.

Diese Prüfung erstreckte sich darauf, ob bei der Erstellung des Jahresabschlusses und der Buchführung die 
gesetzlichen Vorschriften und die ergänzenden Bestimmungen des Bundesstatistikgesetzes beachtet wurden. 
Der Lagebericht ist darauf zu prüfen, ob er mit dem Jahresabschluss im Einklang steht und ob er nach den 
geltenden rechtlichen Anforderungen aufgestellt wurde.

Bei unserer Prüfung beachteten wir die in Österreich geltenden gesetzlichen Vorschriften und die 
berufsüblichen Grundsätze ordnungsgemäßer Durchführung von Abschlussprüfungen. Diese Grundsätze 
erfordern die Anwendung der internationalen Prüfungsstandards (International Standards on Auditing). Wir 
weisen darauf hin, dass die Abschlussprüfung mit hinreichender Sicherheit die Richtigkeit des Abschlusses 
gewährleisten soll. Eine absolute Sicherheit lässt sich nicht erreichen, weil jedem internen Kontrollsystem die 
Möglichkeit von Fehlern immanent ist und auf Grund der stichprobengestützten Prüfung ein unvermeidbares 
Risiko besteht, dass wesentliche falsche Darstellungen im Jahresabschluss unentdeckt bleiben. Die Prüfung 
erstreckte sich nicht auf Bereiche, die üblicherweise den Gegenstand von Sonderprüfungen bilden.

               
                
      

            

                
        

         
            

           
         

  
  

Wir haben die Prüfung des Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2020 der

Wien
Bundesanstalt "Statistik Österreich"
An die Mitglieder der Geschäftsführung und des Wirtschaftsrats der

Gesellschaft und gegenüber Dritten kommt § 275 UGB zur Anwendung.
gegenüber Dritten. Bezüglich unserer Verantwortlichkeit und Haftung als Abschlussprüfer gegenüber der 
Auftragsbedingungen gelten nicht nur zwischen der Gesellschaft und dem Abschlussprüfer, sondern auch 
Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe (AAB)" einen integrierten Bestandteil bilden. Diese 
Kammer der Steuerberater und Wirtschaftsprüfer (KSW) herausgegebenen "Allgemeinen 
Grundlage für unsere Prüfung ist der mit der Gesellschaft abgeschlossene Prüfungsvertrag, bei dem die von der 

verantwortlich.
Für die ordnungsgemäße Durchführung des Auftrages ist Herr Dr. Peter Wundsam, Wirtschaftsprüfer, 

wurde mit dem Datum dieses Berichts materiell abgeschlossen.
sowie  von März bis April 2021 (Hauptprüfung) überwiegend in den Räumen unserer Kanzlei durch. Die Prüfung 
Wir  führten  die  Prüfung mit  Unterbrechungen  im  Zeitraum von  Oktober bis November 2020 (Vorprüfung) 

Wien,
Bundesanstalt "Statistik Österreich"  



   
    

    
   

        

            
             
         Angaben der Geschäftsführung im Anhang des Jahresabschlusses und im Lagebericht.

Anhang des Jahresabschlusses und im Lagebericht enthalten. Wir verweisen daher auf die entsprechenden 
Alle erforderlichen Aufgliederungen und Erläuterungen von wesentlichen Posten des Jahresabschlusses sind im 

. Aufgliederung und Erläuterung von wesentlichen Posten des Jahresabschlusses2
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3. Zusammenfassung des Prüfungsergebnisses

3.1. Feststellungen zur Gesetzmäßigkeit von Buchführung und Jahresabschluss und zum 
Lagebericht

Bei unseren Prüfungshandlungen stellten wir die Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften und der Grundsätze 
ordnungsmäßiger Buchführung fest.

Im Rahmen unseres risiko- und kontrollorientierten Prüfungsansatzes haben wir - soweit wir dies für unsere 
Prüfungsaussage für notwendig erachteten - die internen Kontrollen in Teilbereichen des Rechnungslegungs- 
prozesses in die Prüfung einbezogen.

Hinsichtlich der Gesetzmäßigkeit des Jahresabschlusses und des Lageberichtes verweisen wir auf unsere 
Ausführungen im Bestätigungsvermerk.

3.2. Erteilte Auskünfte

Der gesetzliche Vertreter erteilte die von uns verlangten Aufklärungen und Nachweise. Eine vom gesetzlichen 
Vertreter unterfertigte Vollständigkeitserklärung haben wir zu unseren Akten genommen.

Wir erhielten vom Abschlussprüfer des Vorjahres Zugang zu den relevanten Informationen der geprüften 
Gesellschaft und über die zuletzt durchgeführte Abschlussprüfung.

3.3 Stellungnahme zu Tatsachen nach § 273 Abs  2 und Abs 3 UGB (Ausübung der 
Redepflicht)

Bei Wahrnehmung unserer Aufgaben als Abschlussprüfer haben wir keine Tatsachen festgestellt, die den 
Bestand der geprüften Gesellschaft gefährden oder ihre Entwicklung wesentlich beeinträchtigen können oder die 
schwerwiegende Verstöße des gesetzlichen Vertreters oder von Arbeitnehmern gegen Gesetz oder Satzung 
erkennen lassen. Wesentliche Schwächen bei der internen Kontrolle des Rechnungslegungsprozesses sind uns 
nicht zur Kenntnis gelangt. Die Voraussetzungen für die Vermutung eines Reorganisationsbedarfs 
(§ 22 Abs 1 Z 1 URG) sind nicht gegeben.

Bundesanstalt "Statistik Österreich"
  Prüfungsergebnisses
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bestehend aus der Bilanz zum 31. Dezember 2020, der Gewinn- und Verlustrechnung für das an diesem 
Stichtag endende Geschäftsjahr und dem Anhang, geprüft.

Nach unserer Beurteilung entspricht der beigefügte Jahresabschluss den gesetzlichen Vorschriften und 
vermittelt ein möglichst getreues Bild der Vermögens- und Finanzlage zum 31. Dezember 2020 sowie der 
Ertragslage der Gesellschaft für das an diesem Stichtag endende Geschäftsjahr in Übereinstimmung mit den 
österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den sondergesetzlichen Bestimmungen.

Grundlage für das Prüfungsurteil

Wir haben unsere Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Diese Grundsätze erfordern die Anwendung der International 
Standards on Auditing (ISA). Unsere Verantwortlichkeiten nach diesen Vorschriften und Standards sind im 
Abschnitt „Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses“ unseres 
Bestätigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von der Gesellschaft unabhängig in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften, und wir 
haben unsere sonstigen beruflichen Pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der 
Auffassung, dass die von uns bis zum Datum des Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise 
ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu diesem Datum zu dienen.

Verantwortlichkeiten des gesetzlichen Vertreters und des Wirtschaftsrats für den Jahresabschluss

Der gesetzliche Vertreter ist verantwortlich für die Aufstellung des Jahresabschlusses und dafür, dass dieser in 
Übereinstimmung mit den österreichischen unternehmensrechtlichen Vorschriften und den sondergesetzlichen 
Bestimmungen ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage der Gesellschaft vermittelt. 
Ferner ist der gesetzliche Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die er als notwendig erachtet, um 
die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen falschen Darstellungen 
aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist.
 
Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses ist der gesetzliche Vertreter dafür verantwortlich, die Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit zu beurteilen, Sachverhalte im Zusammenhang mit der 
Fortführung der Unternehmenstätigkeit - sofern einschlägig - anzugeben, sowie dafür, den 
Rechnungslegungsgrundsatz der Fortführung der Unternehmenstätigkeit anzuwenden, es sei denn, der 
gesetzliche Vertreter beabsichtigt, entweder die Gesellschaft zu liquidieren oder die Unternehmenstätigkeit 
einzustellen, oder hat keine realistische Alternative dazu.

Der Wirtschaftsrat ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungslegungsprozesses der Gesellschaft.

Wien,
Bundesanstalt "Statistik Österreich",  

Wir haben den Jahresabschluss der

Prüfungsurteil

Bericht zum Jahresabschluss

4. Bestätigungsvermerk
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Verantwortlichkeiten des Abschlussprüfers für die Prüfung des Jahresabschlusses  

Unsere Ziele sind, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Jahresabschluss als Ganzes frei von 
wesentlichen falschen Darstellungen aufgrund von dolosen Handlungen oder Irrtümern ist, und einen 
Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil beinhaltet. Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß 
an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen 
ordnungsmäßiger Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, durchgeführte Abschlussprüfung 
eine wesentliche falsche Darstellung, falls eine solche vorliegt, stets aufdeckt. Falsche Darstellungen können 
aus dolosen Handlungen oder Irrtümern resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn von ihnen 
einzeln oder insgesamt vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie die auf der Grundlage dieses 
Jahresabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen von Nutzern beeinflussen.

Als Teil einer Abschlussprüfung in Übereinstimmung mit den österreichischen Grundsätzen ordnungsmäßiger 
Abschlussprüfung, die die Anwendung der ISA erfordern, üben wir während der gesamten Abschlussprüfung 
pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grundhaltung.

Darüber hinaus gilt:

Wir identifizieren und beurteilen die Risiken wesentlicher falscher Darstellungen aufgrund von dolosen 
Handlungen oder Irrtümern im Abschluss, planen Prüfungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken, 
führen sie durch und erlangen Prüfungsnachweise, die ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für 
unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, dass aus dolosen Handlungen resultierende wesentliche falsche 
Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist höher als ein aus Irrtümern resultierendes, da dolose 
Handlungen kollusives Zusammenwirken, Fälschungen, beabsichtigte Unvollständigkeiten, irreführende 
Darstellungen oder das Außerkraftsetzen interner Kontrollen beinhalten können.
Wir gewinnen ein Verständnis von dem für die Abschlussprüfung relevanten internen Kontrollsystem, um 
Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Umständen angemessen sind, jedoch nicht mit 
dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit des internen Kontrollsystems der Gesellschaft abzugeben.
Wir beurteilen die Angemessenheit der vom gesetzlichen Vertreter angewandten 
Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der vom gesetzlichen Vertreter dargestellten 
geschätzten Werte in der Rechnungslegung und damit zusammenhängende Angaben.
Wir ziehen Schlussfolgerungen über die Angemessenheit der Anwendung des 
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortführung der Unternehmenstätigkeit durch den gesetzlichen Vertreter 
sowie, auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im 
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht, die erhebliche Zweifel an der Fähigkeit der 
Gesellschaft zur Fortführung der Unternehmenstätigkeit aufwerfen können. Falls wir die Schlussfolgerung 
ziehen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, in unserem Bestätigungsvermerk 
auf die dazugehörigen Angaben im Jahresabschluss aufmerksam zu machen oder, falls diese Angaben 
unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizieren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der 
Grundlage der bis zum Datum unseres Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige 
Ereignisse oder Gegebenheiten können jedoch die Abkehr der Gesellschaft von der Fortführung der 
Unternehmenstätigkeit zur Folge haben.
Wir beurteilen die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Jahresabschlusses einschließlich der 
Angaben sowie ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse in einer 
Weise wiedergibt, dass ein möglichst getreues Bild erreicht wird.

Wir tauschen uns mit dem Wirtschaftsrat unter anderem über den geplanten Umfang und die geplante zeitliche 
Einteilung der Abschlussprüfung sowie über bedeutsame Prüfungsfeststellungen, einschließlich etwaiger 
bedeutsamer Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Abschlussprüfung erkennen, aus. 

Bundesanstalt "Statistik Österreich"  
Bestätigungsvermerk

.
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ANHANG FÜR DEN ZEITRAUM 

01.01.2020 bis 31.12.2020 

der 

Bundesanstalt Statistik Österreich 

 

Der Jahresabschluss und der Lagebericht wurden gemäß § 43 Bundesstatistikgesetz unter sinnge-

mäßer Anwendung der §§ 189 bis 243 UGB erstellt. 

Der Jahresabschluss wurde unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung sowie 

unter Beachtung der Generalnorm, ein möglichst getreues Bild der Vermögens-, Finanz- und Er-

tragslage der Bundesanstalt zu vermitteln (§ 222 Abs 2 UGB), aufgestellt. 

Bei der Erstellung des Jahresabschlusses wurde der Grundsatz der Vollständigkeit eingehalten. 

Bei der Bewertung der einzelnen Vermögensgegenstände und Schulden wurde der Grundsatz der 

Einzelbewertung beachtet und eine Fortführung der Bundesanstalt unterstellt. 

Dem Vorsichtsprinzip wurde dadurch Rechnung getragen, dass nur die am Abschlussstichtag ver-

wirklichten Gewinne ausgewiesen wurden. Alle erkennbaren Risiken und drohenden Verluste wur-

den berücksichtigt. 

Die Gliederung im Jahresabschluss erfolgte gemäß den §§ 224 und 231 Abs 2 UGB. Gemäß § 223 

Abs 4 UGB wurden zusätzliche Posten hinzugefügt und die Untergliederung erweitert. 

BEWERTUNGSMETHODEN 

Immaterielle Vermögensgegenstände und Sachanlagen: 

Diese wurden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten bewertet und um die planmäßigen Ab-

schreibungen vermindert. 
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Die planmäßigen Abschreibungen wurden linear, entsprechend der voraussichtlichen Nutzungs-

dauer, vorgenommen. 

Umlaufvermögen: 

Die Bewertung erfolgt grundsätzlich zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten. 

Vorräte: 

Die Vorräte wurden zu Anschaffungs- oder Herstellungskosten angesetzt. 

Bei Vertrags- und Verordnungsprojekten wurden noch nicht abrechenbare Leistungen zu Herstell-

kosten unter Berücksichtigung angemessener Fertigungsgemeinkosten bewertet. Eine retrograde 

verlustfreie Bewertung wurde durchgeführt.  

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände: 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände sind grundsätzlich mit dem Nennwert angesetzt.  

Rückstellungen: 

a) Rückstellung für Anwartschaften auf Abfertigungen: 

Die Abfertigungsrückstellung wurde auf Basis eines versicherungsmathematischen Gutachtens von 

Univ. Doz Dr. Wolfgang Ettl gebildet. Der Nettobewertungszinssatz (Restlaufzeit 9 Jahre mit durch-

schnittlichem Marktzinssatz der letzten 7 Jahre (2019: Restlaufzeit 10 Jahre) 1,16% (2019: 1,59%) 

abzüglich durchschnittlicher Gehaltssteigerung 1,62% (2019: 1,75%) und abzüglich durchschnittli-

cher Struktureffekt 0,83% (2019 0,83%) beträgt -1,29% (2019: -0,99%). Das gesetzliche Pensions-

alter wurde als Eintrittsalter herangezogen. Die Abfertigungszahlungen für Vertragsbedienstete, die 

vor dem 1.1.2000 eingetreten sind, werden gemäß § 32a Bundesstatistikgesetz vom Bund refun-

diert. 

b) Sonstige Rückstellungen: 

Die Rückstellung für Jubiläumsgeldzahlungen wurde auf Basis eines versicherungsmathematischen 

Gutachtens von Univ. Doz Dr. Wolfgang Ettl gebildet. Der Nettobewertungszinssatz (Restlaufzeit 9 
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Jahre mit durchschnittlichem Marktzinssatz der letzten 7 Jahre (2019: Restlaufzeit 10 Jahre) 1,16% 

(2019: 1,59%) abzüglich durchschnittlicher Gehaltssteigerung 1,62% (2019: 1,75%) und abzüglich 

durchschnittlicher Struktureffekt 0,83% (2019: 0,83%) beträgt -1,29% (2019: -0,99%). Das gesetzli-

che Pensionsalter wurde als Eintrittsalter herangezogen. 

In den übrigen Rückstellungen wurden unter Beachtung des Vorsichtsprinzips alle im Zeitpunkt der 

Bilanzerstellung erkennbaren Risiken mit den Beträgen berücksichtigt, die nach vernünftiger kauf-

männischer Beurteilung erforderlich waren. 

c) Vorsorge für Projekte: 

Die Bilanzierung der Vorsorge für Projekte folgt einer Empfehlung, die in einer Stellungnahme des 

AFRAC (Austrian Financial Reporting and Auditing Commitee) zur "Bilanzierung von Zuschüssen 

bei Betrieben und sonstigen ausgegliederten Rechtsträgern im öffentlichen Sektor" vom Juni 2008 

zur Frage der Periodisierung ausgearbeitet wurde. Soweit es sich bei den Projekten um Aufgaben 

handelt, die z.B. auf Grund gesetzlicher Anordnung durchzuführen sind, liegt die Verpflichtung zur 

Bildung einer Verbindlichkeitenrückstellung vor. Dabei werden die Mittel für langfristig wiederkeh-

rende Projekte gemäß Anlage II zum BStatG (4 bis 10 Jahre) unter Berücksichtigung von Wesent-

lichkeitsgrundsätzen in Form von Ansammlungsrückstellungen angespart.  

Verbindlichkeiten: 

 

Verbindlichkeiten wurden mit dem Erfüllungsbetrag angesetzt. 
  



Bundesanstalt Statistik Österreich 

A-1110 Wien, Guglgasse 13 

4 

 

 

1. ERLÄUTERUNG DER BILANZ 

AKTIVA 

A. Anlagevermögen 

IMMATERIELLE VERMÖGENSGEGENSTÄNDE 

Die erworbenen immateriellen Vermögensgegenstände betreffen Lizenzgebühren für Software. 

Die Abschreibungen für Lizenzgebühren erfolgen linear unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen 

Nutzungsdauer. Die betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer wurde einheitlich mit 3 Jahren angesetzt. 

SACHANLAGEVERMÖGEN 

Die Abschreibungen erfolgen linear unter Berücksichtigung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer. Die 

betriebsgewöhnliche Nutzungsdauer wurde bei den Bauten auf fremdem Grund mit 10 Jahren und 

bei Betriebs- und Geschäftsausstattung mit 3 bis 10 Jahren angesetzt.  

Die Entwicklung des Anlagevermögens 2020 ist einer Beilage zum Anhang zu entnehmen. 

WERTPAPIERE DES ANLAGEVERMÖGENS 

Unter dieser Position werden Bankanleihen bei  der Hypo Tirol Bank AG, der Unicredit Bank Austria 

AG, bei der Raiffeisen Landesbank Oberösterreich AG und bei der Hypo Vorarlberg Bank AG aus-

gewiesen. 

MIETERBEITRAG  

In Verbindung mit dem Standortwechsel wurde - gemäß den Bestimmungen des Mietvertrages - mit 

31. März 2004 ein einmaliger, rückzahlbarer Mieterbeitrag in Höhe von 15,0 Mio. EUR entrichtet und 

in die Position „sonstige Ausleihungen“ eingestellt. Der Mieterbeitrag wurde zum Bilanzstichtag mit 

4% (2019: 4%) auf die Restlaufzeit von 4 Jahren (2019: 5 Jahre) abgezinst („Abzinsung Mieterbei-

trag“). Die jährliche Auflösung der Abzinsung wird in der Gewinn- und Verlustrechnung unter der 
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Position „Erträge aus dem Abgang von und der Zuschreibung zu Finanzanlagen“ ausgewiesen. 

Nach der Festlegung des Prüfausschusses wurde ein Zinssatz von 4% angenommen.  

B. Umlaufvermögen 

Forderungen und sonstige Vermögensgegenstände 

In den sonstigen Forderungen sind Erträge in der Höhe von EUR 67.232,94 (2019: EUR 62.102,86) 

enthalten, die nach dem Bilanzstichtag zahlungswirksam werden. 

 

C. Aktive Rechnungsabgrenzung 

Hier wurden vorausbezahlte Abonnements sowie Lizenzen ausgewiesen. 

 
PASSIVA 

A. Eigenkapital 

Anstaltskapital 

Gemäß Eröffnungsbilanz beträgt das Anstaltskapital der Bundesanstalt EUR 5.014.425,56 (2019: 

EUR 5.014.425,56) und ist zur Gänze eingebracht. 

Kapitalrücklagen 

 

    Stand Zuführung Auflösung Stand 

    01.01.2020     31.12.2020 

1. nicht gebundene   38.151,03 0,00 0,00 38.151,03 

    38.151,03 0,00 0,00 38.151,03 

Gewinnrücklage 

Die Gewinnrücklage wird in Höhe des Jahresfehlbetrags von EUR -153.563,92 (2019:                               

-641.096,75) aufgelöst. 
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B.  Rückstellungen 

 

Die Rückstellungen gliedern sich wie folgt: 
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Stand Verbr./Umb. Aufl Dot Stand kum.

Bezeichnung 31.12.2019 31.12.2020

Abfertigungsrückstellung 2.409.154,86 0,00 0,00 202.225,14 2.611.380,00

Summe Rückstellung für Abfertigungen 2.409.154,86 0,00 0,00 202.225,14 2.611.380,00

Jubiläumsgeldrückstellung 6.053.172,33 88.816,87 0,00 0,00 5.964.355,46

Urlaubsrückstellung 3.313.260,48 0,00 0,00 571.774,26 3.885.034,74

Zeitguthaben 117.957,72 0,00 0,00 26.767,32 144.725,04

ausstehende Gehälter 449.000,00 0,00 0,00 0,00 449.000,00

Prämien 210.000,00 210.000,00 0,00 52.159,05 52.159,05

Pensionskassenmodell Angestellte 80.926,81 0,00 0,00 23.629,84 104.556,65

Zw ischensumme Personalkostenrückstellung 10.224.317,34 298.816,87 0,00 674.330,47 10.599.830,94

Gemeindeentschädigungen 354.464,58 0,00 0,00 0,00 354.464,58

Diverse ausstehende Eingangsrechnungen 2.734.687,27 1.138.070,45 187.237,76 2.691.895,13 4.101.274,19

Rückst.Mikrozensus Interview erentschädigungen 190.083,00 0,00 0,00 41.170,80 231.253,80

Zw ischensumme Rückstellung für offene Verbindlichkeiten 3.279.234,85 1.138.070,45 187.237,76 2.733.065,93 4.686.992,57

Projektrisikorückstellung 3.732.999,72 414.739,33 0,00 182.918,19 3.501.178,58

Gew ährleistungsrückstellung 407.409,39 14.480,21 0,00 211.729,64 604.658,82

RS Drohverluste 1.269.847,19 432.614,86 0,00 247.633,43 1.084.865,76

Rückst.Eigenanteile EU Projekte 743.477,00 369.338,00 0,00 340.722,00 714.861,00

Zw ischensumme sonstige Rückstellungen 6.153.733,30 1.231.172,40 0,00 983.003,26 5.905.564,16

Summe Rückstellungen Sonstige 19.657.285,49 2.668.059,72 187.237,76 4.390.399,66 21.192.387,67

Rückst.Agrar-Datenbanken 32.271,66 0,00 0,00 0,00 32.271,66

Rückst.Digitale LW 1.0 0,00 0,00 0,00 266.254,20 266.254,20

Rückst.Datenbank KFZ-Statistik 373.336,76 172.838,25 0,00 0,00 200.498,51

Rückst.Scannerdaten 197.664,51 197.664,51 0,00 0,00 0,00

Zw ischensumme Vorsorge Datenbankprojekte 603.272,93 370.502,76 0,00 266.254,20 499.024,37

Rückst.Meta Daten Reposity 948.493,66 0,00 0,00 0,00 948.493,66

Rückst.neues landw irtschaftliches Betriebsreg 241.594,29 738,65 0,00 0,00 240.855,64

Zw ischensumme Vorsorge Registerprojekte 1.190.087,95 738,65 0,00 0,00 1.189.349,30

Rückst.Konsumerhebung 2019/2020 1.967.889,57 1.232.179,27 0,00 32.642,66 768.352,96

Rückst.Konsumerhebung 2024/2025 779.875,00 0,00 0,00 815.000,00 1.594.875,00

Rückst.Agrarstrukturerhebung 2020 4.420.468,16 2.540.700,47 0,00 0,00 1.879.767,69

Rückst.Agrarstrukturerhebung 2030 0,00 0,00 0,00 600.000,00 600.000,00

Rückst.Registerzählung 2011 44,74 44,74 0,00 0,00 0,00

Rückst.Arbeitskostenerhebung (AkoE 2016) 15.182,68 15.182,68 0,00 0,00 0,00

Rückst.Arbeitskostenerhebung (AkoE 2020) 1.029.348,00 83.460,80 0,00 370.652,00 1.316.539,20

Rückst.Revision Tarif lohnindex 2016 2.129,16 2.129,16 0,00 0,00 0,00

Rückst.Revision Tarif lohnindex 2026 184.793,00 0,00 0,00 157.207,00 342.000,00

Rückst. Revision HVPI 2020 593.737,62 311.056,73 0,00 0,00 282.680,89

Rückst. Revision HVPI 2025 0,00 0,00 0,00 120.000,00 120.000,00

Rückst.Europ.Verdienststrukturerhebung 2018 974.503,56 284.780,68 0,00 11.425,13 701.148,01

Rückst.Europ.Verdienststrukturerhebung 2022 0,00 0,00 0,00 420.000,00 420.000,00

Zw ischensumme Vorsorge statistische Projekte 9.967.971,49 4.469.534,53 0,00 2.526.926,79 8.025.363,75

Rückst.Mob.Erh.APP 136.000,00 0,00 0,00 0,00 136.000,00

Rückst.Internet Neu 0,00 0,00 0,00 456.036,65 456.036,65

Rückst.Krebsstatistik Umstellung bPK (AS) 208.604,42 144.709,87 0,00 0,00 63.894,55

Zw ischensumme Vorsorge Infrastrukturprojekte 344.604,42 144.709,87 0,00 456.036,65 655.931,20

Summe Rückstellungen Vorsorge für Projekte 12.105.936,79 4.985.485,81 0,00 3.249.217,64 10.369.668,62

Summe 34.172.377,14 7.653.545,53 187.237,76 7.841.842,44 34.173.436,29
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Gesetzeskonform erfolgte die komplette Dotierung der Rückstellung für Jubiläumsgelder als Saldogröße 

über die Position Gehaltsaufwand. 

Die Rückstellung für Mikrozensus Interviewerentschädigungen betrifft die ausstehenden Interviewer-Ho-

norare für 2020. 

Die Projektrisikorückstellung beinhaltet im wesentlichen Vorsorgen für sowohl bekannte als auch 

pauschal gebildete Risiken.  

Bei der Gewährleistungsrückstellung handelt es sich um eine pauschale Rückstellung, die mit drei 

Prozent (2019: 3%) des Jahresumsatzes von Vertragsprojekten gebildet wurde. 

Die im Jahr 2016 erstmals als eigene Position gebildete „Drohverlustrückstellung“ gem. § 198 Abs 

8 Z 1 UGB sieht vor, dass für drohende Verluste, die am Abschlussstichtag wahrscheinlich oder 

sicher sind, eine verpflichtende Rückstellung zu bilden ist. Projekte, die zum Bilanzstichtag, hoch-

gerechnet auf das Ende der Projektlaufzeit, bereits Kostenüberschreitungen ausweisen, wurden vor-

gesorgt.  

Die Rückstellung für Eigenanteile EU-Projekte beinhaltet Kostenanteile von Projekten, die von 

EUROSTAT nicht vollständig refundiert werden. 

Bei pauschal ermittelten Rückstellungen wird der ermittelte Betrag zum Jahresende dem Betrag des 

Vorjahres gegenübergestellt und die Differenz über Dotierung oder Auflösung von Rückstellungen 

in der Gewinn und Verlustrechnung erfasst. 

Aufgrund der Stellungnahme des AFRAC (Austrian Financial Reporting and Auditing Commitee)  zu 

Sonderfragen betreffend die Rechnungslegung von Betrieben und sonstigen ausgegliederten 

Rechtsträgern im öffentlichen Sektor werden Aufwendungen und Erträge periodiziert. Die Bildung 

von Rückstellungen ist verpflichtend laut dieser Stellungnahme. Hierbei handelt es sich um die Rück-

stellungen für die Projekte Konsumerhebung, Agrarstrukturerhebung, Arbeitskostenerhebung, HVPI 

Revision, Verdienststrukturerhebung und Tariflohnindex. 

C. Verbindlichkeiten 

Die einzelnen in der Bilanz ausgewiesenen Verbindlichkeiten sind mit dem Erfüllungsbetrag unter 

Bedachtnahme auf den Grundsatz der Bilanzvorsicht angesetzt. 

In den sonstigen Verbindlichkeiten sind Aufwendungen in Höhe von EUR 1.245.364,79 

(2019: EUR 1.599.495,62) enthalten, die erst nach dem Bilanzstichtag zahlungswirksam werden.  
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D. Passive Rechnungsabgrenzung 

Die Position betrifft die Abgrenzung von Abonnements und erwartete Kosten der ausstehenden Di-

gitalisierung. 
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2. ERLÄUTERUNGEN ZUR GEWINN- UND VERLUSTRECHNUNG 

1. Umsatzerlöse 

Folgende Umsatzerlöse über EUR 500.000,00 wurden erzielt: 

 2020 2019  

Sonderauswertungen 951.352,37 889.557,50  

Statistiken aufgrund vertraglicher Vereinbarungen  10.366.733,10 5.293.478,92  

Statistiken aufgrund von Verordnungen 7.741.760,26 6.619.941,36  

EU – Verträge 885.528,68 1.598.982,08  

 

2. Pauschalkostenvergütung 

Unter diesem Posten wird der Kostenersatz gemäß § 32 Abs 5 Bundesstatistikgesetz 2000 ausge-

wiesen. Dieser wird nicht abgegrenzt, sondern ungekürzt angesetzt.  

 

3. Sonstige betriebliche Erträge 

Unter der Position übrige wird die bestimmungsgemäße Verwendung von Projektrückstellungen 

ausgewiesen, sofern der Verbrauch nicht einer Aufwandsposition direkt zuzuordnen ist oder meh-

rere Positionen betrifft. 

 

4.  Aufwendungen für Material und sonstige bezogene Herstellungsleistungen 

Unter der Position Aufwendungen für bezogene Leistungen sind die Dotierungen der Projektrück-

stellungen enthalten.  
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5. Personalaufwand 

Der Personalaufwand wurde untergliedert in Personalaufwand für Beamte, Vertragsbedienstete und 

Angestellte. Seit dem Jahr 2001 werden Neuzugänge nur als Angestellte aufgenommen. Im Jahre 

2006 wurde ein Kollektivvertrag für die Angestellten abgeschlossen. In den Aufwendungen für Ab-

fertigungen und Leistungen an betriebliche Mitarbeitervorsorgekassen sind Aufwendungen für die 

betriebliche Mitarbeitervorsorgekasse in Höhe von EUR 256.294,70 (2019: EUR 238.974,30) ent-

halten. 

Gesetzeskonform erfolgte die komplette Dotierung der Rückstellung für Jubiläumsgelder als Saldogröße 

über die Position Gehaltsaufwand. 

Für die überwiegende Zahl der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurde eine Vereinbarung mit einer 

überbetrieblichen Pensionskassa abgeschlossen. 0,75% (2019: 0,75%) des Gehaltsaufwandes wer-

den in die überbetriebliche Pensionskassa einbezahlt.  

  



Bundesanstalt Statistik Österreich 

A-1110 Wien, Guglgasse 13 

12 

 

3. SONSTIGE ANGABEN ZUM JAHRESABSCHLUSS 

Als Kosten für die Abschlussprüfung 2020 inklusive der Prüfung der Beurteilung der Funktionsfähig-

keit des Risikomanagements nach dem Bundes Public Corporate Governance Kodex Abschnitt 

14.3.8.5. wurden EUR 21.600,00 (2019: EUR 18.000,00) und als Kosten für die sonstige Beratung 

durch den Abschlussprüfer EUR 4.200,00 (2019: EUR 14.378,10) erfasst. 

Nach dem Bilanzstichtag sind keine Ereignisse von besonderer Bedeutung eingetreten, die zu einer 

anderen Darstellung der Vermögens-, Finanz- und Ertragslage geführt hätten.  

Es wurde eine Bankgarantie zugunsten der Hobex AG in Höhe von EUR 10.000,00 ausgestellt. 

Im Berichtsjahr 2020 wurden geringwertige Wirtschaftsgüter mit Anschaffungskosten unter 

EUR 2.000,00 (2019: 1.000,00) in Höhe von insgesamt EUR 677.806,25 (2019: EUR 529.104,07) 

angeschafft und unter der Position Abschreibungen ausgewiesen. Die Anhebung der Wertgrenze 

auf 1.000,00 EUR hat zusätzliche Aufwendungen in Höhe von 167.635,54 EUR ergeben. 

Das Mietobligo für das Objekt Office Campus Gasometer des Jahres 2021 beträgt EUR 

3.171.754,32 (2019: EUR 3.117.580,44), das der nächsten fünf Jahre beträgt voraussichtlich 

EUR 15.858.771,60 (2019: EUR 15.587.902,20).  

Das Mietobligo für Betriebs- und Geschäftsausstattung des Jahres 2021 beträgt EUR 92.920,46 

(2019: EUR 36.892,80), das der nächsten fünf Jahre beträgt voraussichtlich EUR 464.602,32 (2019: 

EUR 184.464,00). 

Die durchschnittliche Dienstnehmerzahl betrug im Geschäftsjahr 2020 (2019) 86 (97 Beamte, 264 

(267) Vertragsbedienstete und 425 (406) Angestellte. 

Geschäftsführung 

Im Geschäftsjahr 2020 waren folgende Personen als Leitung der Bundesanstalt bestellt: 

 

Herr Mag Werner Holzer, als fachlicher Leiter (bis 01.06.2020) 

Frau Dr. Gabriela Petrovic, als kaufmännische Geschäftsführerin 

Herr Prof. Dr. Tobias Thomas als fachlicher Leiter (ab 01.06.2020) 



Die Entwicklung des Anlagevermögens

Anschaffungs- bzw. Herstellungskosten kumulierte Abschreibungen Abschreibungen/ Abgänge zu

Zuschreibungen

01.01.2020 Zugänge Abgänge 31.12.2020 01.01.2020
Zugänge      

Abschreibungen
Zuschreibungen

Abgänge      
Abschreibungen

31.12.2020 31.12.2020 01.01.2020
im Geschäftsjahr

BW

I. Immaterielle Vermögensgegenstände

1. gewerbliche Schutzrechte 577.277,85                 -                      6.944,60             570.333,25                 507.772,28       27.773,14              -                         6.944,60                528.600,82           41.732,43           69.505,57           27.773,14               0,00                 

2. übertragenes Datenmaterial -                              -                      -                      -                              -                    -                         -                         -                         -                         -                      -                      -                          -                   

SUMME 577.277,85                 -                      6.944,60             570.333,25                 507.772,28       27.773,14              -                         6.944,60                528.600,82           41.732,43           69.505,57           27.773,14               0,00                 

II. Sachanlagen

1. Investitionen in fremden Gebäuden 25.063,46                   -                      -                      25.063,46                   25.063,46         -                         -                         -                         25.063,46              -                      -                      -                          -                   

2. andere Anlagen, Betriebs- und Geschäftsausstattung 7.647.892,12              589.429,99         25.176,26           8.212.145,85              6.654.766,37    564.375,39           -                         25.176,26              7.193.965,50        1.018.180,35      993.125,75         564.375,39             0,00-                 

SUMME 7.672.955,58              589.429,99         25.176,26           8.237.209,31              6.679.829,83    564.375,39           -                         25.176,26              7.219.028,96        1.018.180,35      993.125,75         564.375,39             0,00-                 

III. Finanzanlagen

1. Wertpapiere (Wertrechte) des Anlagevermögens 25.792.500,00            3.000.000,00      992.500,00         27.800.000,00            -                    -                         -                         -                         -                         27.800.000,00    25.792.500,00    -                          -                   

2. sonstige Ausleihungen 15.000.000,00            -                      -                      15.000.000,00            2.671.093,36    -                         493.156,28 2.177.937,08        12.822.062,92    12.328.906,64    (Z) 493.156,28

SUMME 40.792.500,00            3.000.000,00      992.500,00         42.800.000,00            2.671.093,36    -                         493.156,28           -                         2.177.937,08        40.622.062,92    38.121.406,64    (Z) 493.156,28 -                   

GESAMTSUMME 49.042.733,43            3.589.429,99      1.024.620,86      51.607.542,56            9.858.695,47    592.148,53           493.156,28           32.120,86              9.925.566,86        41.681.975,70    39.184.037,96    

 592.148,53
(Z) 493.156,28 0,00-                 

592148,53 für 16A Tabelle

Buchwerte

A-1110 Wien

Statistik Österreich Bundesanstalt öffentlichen Rechts

Anlagespiegel zum

31.12.2020
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Lagebericht  

 
 
 
Auf Basis des Bundesgesetzes über die Bundesstatistik (Bundesstatistikgesetz 
2000 – BGBl. I Nr. 163/1999 idgF) wurde das ehemalige Österreichische Statis-
tische Zentralamt (ÖSTAT) mit Wirkung vom 1. Jänner 2000 als Anstalt öffentli-
chen Rechts des Bundes mit dem Namen Bundesanstalt „Statistik Österreich“ 
errichtet.  
 
 
 

Bericht über den Geschäftsverlauf 
 
 
Kaufmännische und rechtliche Angelegenheiten 
 
In der Bundesanstalt ist die systemunterstützte Ergebnisdarstellung im Rahmen 
einer Periodenerfolgsrechnung, getrennt nach vier Rechnungskreisen, institutio-
nalisiert und wird dem Wirtschaftsrat jeweils mit dem Jahresabschluss vorgelegt. 
 
Die Anforderungen des Beteiligungscontrollings des Bundes wurden erfüllt. Ent-
sprechend den rechtlichen Anforderungen wird seit dem vierten Quartal 2011 
auch ein Risikocontrollingbericht erstellt und übermittelt. 
 
Die laufend verfeinerte, EDV-unterstützte und durch rationale Organisations-ab-
läufe gekennzeichnete Administration bildet die Grundlage für eine konsequent 
geführte, effiziente Leistungs- und Kostenkontrolle sowie Projektplanung. Vor-
handene Rationalisierungspotenziale werden solcherart sichtbar und nutzbar ge-
macht, um eine optimale Nutzung der Mittel zu ermöglichen.  
 
Die bisherige Rückstellungspolitik der Bundesanstalt sieht vor, dass für Projekte 
mit einer vier- und mehrjährigen Periodizität Ansammlungsrückstellungen gebil-
det werden. Für Projekte mit einer geringeren Periodizität werden keine Rück-
stellungen gebildet. Für diese Projekte kann sich in den Jahren der Abwicklung 
somit ein aperiodisch erhöhter Aufwand ergeben, der in den jeweils betroffenen 
Jahren zu negativen Jahresergebnissen beitragen wird.  
 
 
Personal  
 
Die Qualifikationsstruktur des Personals wird durch gezielte Neuaufnahmen ge-
steigert. Der Anteil des Personals mit akademischem Bildungsabschluss in der 
Bundesanstalt beträgt derzeit 37,79% (Anfang 2000 waren es lediglich 7%).  
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Im Jahre 2020 kam es zu 69 Personalabgängen (vor allem einvernehmliche Auf-
lösungen zwecks Übertrittes in den Ruhestand sowie Fristabläufe) und 82 Per-
sonalzugängen (überwiegend im IT-Bereich und im fachstatistischen Bereich).   
 

Die Zielsetzungen strategischer Personalentwicklung wurden auch 2020 
weiterverfolgt. Insbesondere wurde das umfassende Aus- und 
Weiterbildungsprogramm einer eingehenden Evaluierung unterzogen, um in 
weiterer Folge spezifische Schulungspakete zu definieren.  
 
 
Strategiekonzept für die Jahre 2021 bis 2025 – „Strategie 2025“ 
 
 
Der Prozess der Erarbeitung des Strategiekonzepts für die Jahre 2021 bis 2025 
(„Strategie 2025“) startete mit externer Begleitung am 16.Oktober .2020 (Kick-Off 
Veranstaltung) und wurde vom Wirtschaftsrat in seiner Sitzung am 12. März 2021 
einstimmig beschlossen. 
 
Die „Strategie 2025“ verfolgt das Ziel, dass die Bundesanstalt den hohen gesell-
schaftlichen Nutzen, den sie erzeugt und der sich in den Nutzergruppen Bürge-
rinnen und Bürger, Wirtschaft, Wissenschaft, Politik und Verwaltung abbildet, 
weiterhin erreicht und steigert. Hierbei ist innovatives Handeln unter Nutzung der 
Digitalisierung eines der Grundprinzipien der Arbeit des Hauses. Zudem wird den 
Zielsetzungen der Effizienz- bzw. Qualitätssteigerungen, der Respondentenent-
lastung u.a. durch Nutzung neuer Datenquellen sowie der Weiterentwicklung und 
Zufriedenheit der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter höchstes Augenmerk ge-
schenkt. 
 
Bei dem Prozess der Erarbeitung der „Strategie 2025“ wurde die Bundesanstalt 
von einem externen Beratungsunternehmen begleitet. Die Ausführungen zur 
Ausgangssituation für die „Strategie 2025“ sowie zu aktuellen und künftigen Her-
ausforderungen basieren auch auf den Ergebnissen einer SWOT-Analyse und 
einer Vielzahl von Interviews, die von dem externen Beratungsunternehmen mit 
der Leitung, den Führungskräften, Vertreterinnen und Vertretern des Betriebsra-
tes und der Aufsichtsgremien (Wirtschaftsrat und Statistikrat) sowie externen 
Stakeholdern geführt wurden. 
 
Im Rahmen der Entwicklung der „Strategie 2025“ erfolgten die Neuformulierung 
der Vision, die Festlegung der zentralen strategischen Ziele, die Definition von 
Kennzahlen zur Messung der Zielerreichung sowie der entsprechenden Hand-
lungsfelder. Die konkreten Maßnahmen bzw. Projekte zur Erreichung der einzel-
nen Zielsetzungen werden in den künftigen Jahresarbeitsprogrammen beschrie-
ben werden. 
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Das Statistische Arbeitsprogramm 
 
Die Herausforderungen und der Umfang der Aufgaben haben sich im Berichts-
zeitraum keineswegs reduziert, sondern sind im Gegenteil durch die COVID-19 
Pandemie weiter gewachsen. 
 
Die Auswirkungen der COVID-19 Krise waren mannigfaltig. Es befand sich ein 
großer Teil der Belegschaft in Home-Office. Die Bemühungen der IT-Abteilung 
haben jedoch sichergestellt, dass es kaum zu Einschränkungen für die Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter in der Funktionalität und Verfügbarkeit der benötigten 
Tools gekommen ist. Weiters konnten Ausfälle des Dienstleisters im Telefonstu-
dio durch den Einsatz von Eigenpersonal wettgemacht werden. Besonders zu 
erwähnen ist, dass die Bundesanstalt einen Beitrag zur Analyse der Auswirkun-
gen der Krise  auf Wirtschaft und Gesellschaft geleistet hat, indem Daten zu Aus-
wirkungen der Corona-Pandemie erhoben und ausgewertet wurden. Beispielhaft 
seien hier die Validierungsstudie SARS-CoV-2-Antikörpertests und die COVID-
19 Prävalenzstudie genannt. Durch die Entwicklung eines mit interaktiven grafi-
schen Elementen angereicherten Konjunkturmonitors wurde darüber hinaus die 
Möglichkeit für einen aktuellen Überblick über die Auswirkungen von COVID-19 
auf die Wirtschaft bereitgestellt. 
 
Die Überlegungen zu den für die Umsetzung der geplanten Rahmenverordnung 
für Unternehmensstatistiken auf europäischer Ebene (FRIBS) notwendigen Vor-
bereitungsarbeiten stellten für das Arbeitsprogramm 2020 einen direktionsüber-
greifenden Themenschwerpunkt dar. Die Ermittlung des Bevölkerungsstandes 
und dessen Veränderung zählen zu den Kernaufgaben der Amtlichen Statistik.   
Diverse wichtige Vorarbeiten für die 2021 zum zweiten Mal durchzuführende Re-
gisterzählung wurden bereits 2020 durchgeführt. 
  
Im Bereich Land- und Forstwirtschaft lag 2020 ein Arbeitsschwerpunkt bei der 
Durchführung der Agrarstrukturerhebung in Form einer Vollerhebung. Weiters 
sind Arbeiten betreffend die zweite EU-Rahmenverordnung SAIO (statistics on 
agricultural input and output) zu erwähnen. Neben den Arbeitsschwerpunkten bei 
den Basisprojekten der Außenhandels-, Güterverkehrs-, Konjunktur- sowie der 
Leistungs- und Strukturstatistiken standen im Bereich der Unternehmensstatisti-
ken 2020 die Intensivierung der Kontakte mit den größten Unternehmen (Profi-
ling), die fortschreitende Analyse und Verknüpfung der Datenkörper zur weiteren 
Qualitätssteigerung und Schaffung erweiterter Datenprodukte (Data Linking) so-
wie die Fortsetzung der Untersuchung der weiteren Nutzungsmöglichkeiten von 
Verwaltungsdaten im Fokus der Aufmerksamkeit. Wie schon in den Vorjahren 
stellte die Fortführung der Umsetzung des revidierten Europäischen Systems 
Volkswirtschaftlicher Gesamtrechnungen („ESVG 2010“) ein zentrales Aufga-
bengebiet dar. Zusätzliche Anforderungen an die VGR, die auch bereits 2020 
schlagend wurden, sind vor dem Hintergrund der Diskussion um immer stärker 
in den Interessensmittelpunkt rückende wirtschaftliche Phänomene wie Globali-
sierung und Digital Economy zu sehen. Es ist davon auszugehen, dass diese 
Themen auch im Jahr 2021 und noch darüber hinaus auf der internationalen und 
nationalen Agenda stehen werden. 
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Die Querschnittsaktivitäten des Hauses wurden 2020 stark durch Modernisie-
rungsaktivitäten geprägt. Neben dem auch durch COVID-19 vorangetriebenen 
Einsatz von Online-Befragungen („CAWI – Computer Assisted Web Intervie-
wing“) sind hier Tests zur Nutzung neuer Datenquellen für Satelliten- bzw. Mobil-
funkdaten zu erwähnen. Mit der Nutzung neuer Datenquellen und dem erprobten 
Einsatz neuer Methoden (zB Machine learning) hat die Bundesanstalt 2020 erste 
Schritte in Richtung experimenteller Statistiken gesetzt. Im Bereich der Daten-
verbreitung sind Bemühungen zur Verbesserung der visuellen Darstellung statis-
tischer Ergebnisse zu nennen. Neben der Nutzung neuer Datenquellen war die 
laufende Erweiterung und Verbesserung der Nutzung moderner Verwaltungs-
quellen zur Absicherung der Qualität und Aktualität der Daten auch im Jahr 2020 
weiterhin ein Themenschwerpunkt. 
 
Selbstverständlich ist, dass die Bundesanstalt ihren statistischen Aufgaben auf 
nationaler und internationaler Ebene auch 2020 im Wesentlichen zeitgerecht und 
vollinhaltlich nachgekommen ist. 
 
Die Bemühungen der Bundesanstalt, die sich als Informationsdienstleister an den 
Grundsätzen der Objektivität, der Zuverlässigkeit, der Erheblichkeit, der Kosten-
wirksamkeit und der Transparenz orientiert, sind in jedem Fall auf die Erarbeitung 
und aktuelle Bereitstellung qualitativ hochwertigen Datenmaterials gerichtet, um 
solcherart der Gesellschaft in umfassendem Sinne fundierte Aussagen als Ent-
scheidungsgrundlage bieten zu können.  
 
 
Ausschuss des Statistikrates zur Bewertung des mittelfristigen Arbeits-
programms 
 
Der Ausschuss des Statistikrates für das mittelfristige Arbeitsprogramm hat im 
Rahmen der Planung des Arbeitsprogramms für das Jahr 2021 seine Bewertung 
und einige grundsätzliche Empfehlungen vorgelegt, die gemeinsam mit dem Ar-
beitsprogramm veröffentlicht wurden. Diesen Empfehlungen wird seitens der 
Bundesanstalt nach Maßgabe vorhandener Mittel bzw. externer Beauftragung 
Rechnung getragen.  
 
 
Reduktion der Respondentenbelastung 
 
In den letzten Jahren konnten bedeutende Reduktionen und Rationalisierungen 
im Bereich von primärstatistischen Erhebungen – verbunden mit deutlicher Ent-
lastung der Respondentinnen und Respondenten – erzielt werden. Das seitens 
der Bundesanstalt in Kooperation mit der Wirtschaftskammer Österreich (WKÖ) 
entwickelte Respondenten-Belastungsbarometer zeigt eine deutliche Reduktion 
der Belastung der österreichischen Wirtschaft. Seit Beginn der Belastungsmes-
sungen im Jahr 2001 konnte der Meldeaufwand bei allen laufenden Erhebungen 
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um 17,5% gesenkt werden. Berücksichtigt man auch die seither neu hinzuge-
kommenen Erhebungen, betrug der Rückgang 11,7%, was vor allem durch die 
Verringerung der Stichprobenmasse, die Anhebung von Meldeschwellen sowie 
die verstärkte Nutzung von Verwaltungsdaten und elektronischen Meldemedien 
erzielt werden konnte. Diese Bestrebungen wurden seitens der Bundesanstalt 
auch im Jahr 2020 als zentrales Anliegen mit höchster Priorität verfolgt. 
 
Um die Bereitschaft der Respondentinnen und Respondenten zur Auskunftser-
teilung zu erhöhen, wurden die bereits im Strategiekonzept 2015 verankerten 
Ziele der weiteren Forcierung der elektronischen Meldeschiene erfolgreich um-
gesetzt. So erfolgte beispielsweise 2015 eine Novellierung der Rechtsgrundlagen 
bei zwei großen Unternehmenserhebungen, sodass die Auskunftserteilung (so-
fern die technischen Voraussetzungen gegeben sind) künftig verpflichtend elek-
tronisch zu erfolgen hat. Dementsprechend hat sich der Anteil jener Unterneh-
men, die ihre Meldung elektronisch abgeben, in den letzten Jahren deutlich er-
höht und lag zuletzt bei den meisten Erhebungen bereits bei über 98%. 
 
Parallel dazu wird sukzessive für immer mehr Unternehmensstatistiken eine 
Schnittstelle zum Unternehmensserviceportal (USP) des Bundes angeboten, so-
dass die Unternehmen entweder über das Stammportal der Bundesanstalt oder 
über das USP melden können. Auch steht die Klassifikations-Mitteilung für alle 
Unternehmen im USP jederzeit zur Verfügung. Allerdings wird die Meldemöglich-
keit über das USP derzeit von den Unternehmen bei laufenden Erhebungen nur 
wenig genutzt, da der erste Einstieg oft noch als Hürde empfunden wird. Über 
die laufende Einbindung immer mehr staatlicher Verfahren in das USP ist, lang-
fristig gesehen, zu erwarten, dass die Unternehmen diese Meldeschiene ver-
mehrt auch für ihre Statistikmeldungen nutzen.  
 
2020 wurde die Erhebungsinfrastruktur „STATsurv“ bei allen sozialstatistisch re-
levanten persönlichen Primärerhebungen eingesetzt. Bei dieser Eigenentwick-
lung einer Erhebungssoftware einschließlich eines Case Management Systems 
wird der Einsatz der Erhebungsmodi CAWI (Computer Assisted Web Intervie-
wing) und CAPI (Computer Assisted Personal Interviewing) sowie CATI (Compu-
ter Assisted Telefone Interviewing) ermöglicht. Damit verbunden sind Tools, die 
eine eingehende Analyse der bei der Erhebung anfallenden Paradaten ermög-
licht, die in weiterer Folge zur Verbesserung der Erhebungsinstrumente genutzt 
werden können.    
 
 
Kooperationsrahmenverträge mit WKÖ und OeNB 
 
Die Zusammenarbeit mit der WKÖ im Rahmen des zwischen der Bundesanstalt 
und der WKÖ bestehenden Kooperationsrahmenvertrages wurde im Jahr 2020 
fortgeführt. 

Auf Basis des mit der Oesterreichischen Nationalbank (OeNB) bestehenden Ko-
operationsrahmenvertrages wurden die Arbeiten im Rahmen des Erhebungssys-
tems für die Zahlungsbilanzstatistik fortgesetzt. 
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Sicherung hoher Qualität 
 

Neben den laufenden dezentralen Qualitätssicherungsmaßnahmen für die ein-
zelnen statistischen Produkte wurden im Rahmen des zentralen Qualitätsmana-
gements folgende Aktivitäten durchgeführt: 
 

➢ Die laufende Wartung der bestehenden „Standard-Dokumentationen“ und 
deren Erstellung für neue Produkte bildete auch 2020 einen Arbeits-
schwerpunkt. Mit den „Standard-Dokumentationen“ stellt die Bundesan-
stalt den Nutzerinnen und Nutzern ihrer Produkte Informationen über die 
zugrunde liegenden Konzepte und Definitionen sowie Erläuterungen samt 
Angaben zu den verwendeten Methoden und zur Qualität der Statistiken 
(Metainformationen) in standardisierter Form zur Verfügung. Den „Stan-
dard-Dokumentationen“ liegt ein den EU-Normen entsprechender, umfas-
sender, mehrdimensionaler Qualitätsbegriff (Relevanz, Genauigkeit, Aktu-
alität, Zugang, Vergleichbarkeit, Kohärenz) zugrunde. In Umsetzung einer 
Empfehlung des letzten Peer Reviews werden seit dem Jahr 2018 auch 
für sämtliche Standard-Dokumentationen zusammenfassende Informatio-
nen in englischer Sprache bereitgestellt.  

➢ Die sogenannten „Feedback-Gespräche“ zur Qualität der statistischen 
Produkte auf Basis von „Standard-Dokumentationen“ wurden in Koopera-
tion mit dem Statistikrat-Ausschuss Qualitätssicherung unter Einbindung 
externer Expertinnen und Experten sowie Nutzerinnen und Nutzern fort-
geführt.  

➢ Im Frühjahr 2022 ist eine weitere Überprüfung der Arbeiten der Bundes-
anstalt im Rahmen eines Peer Reviews durch hochrangige nationale und 
internationale Experten geplant. Der Peer Review bietet die Möglichkeit 
eines Benchmarkings der Bundesanstalt hinsichtlich des Erfüllungsgrades 
der Grundsätze des Verhaltenskodex für Europäische Statistiken, wie 
etwa Unabhängigkeit, Objektivität, Wirtschaftlichkeit und Vermeidung 
übermäßiger Belastung der Auskunftgebenden. 2020 wurden Vorberei-
tungsarbeiten, mit der Zielsetzung bei der Bundesanstalt bestmögliche 
Voraussetzungen für diese Überprüfung zu, weiter fortgeführt. 

➢ 2020 wurden die internen Qualitätsaudits mit Durchführung einer entspre-
chenden Überprüfung der Statistiken der Standesfälle in Kooperation mit 
der internen Revision fortgeführt   

  
 

Internationale Zusammenarbeit 
 

Die Kooperation im Europäischen Statistischen System (ESS) stand 2020 unter 
dem Fokus der Bewältigung der durch die COVID-19 Pandemie verursachten 
Herausforderungen für die Statistik. Die Aufrechterhaltung der Produktion der 
wichtigsten Statistiken und Indikatoren musste sichergestellt werden als Grund-
lage für faktenbasierte Politikentscheidungen. Dazu waren insbesondere auch 
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Innovationen/Entwicklungen von neuen bzw. experimentellen Statistiken von Be-
deutung. Eurostat übernahm die Koordinierungsfunktion im ESS und stellte eine 
Reihe von methodischen Richtlinien zur Verfügung. Neben den regulären Aus-
schusssitzungen (Ausschuss für das Europäische Statistische System/AESS) 
wurde zu zusätzlichen Sitzungen auf High-Level-Ebene eingeladen, die sich die-
sen Fragen widmeten, u.a. das ESS Directors General Meeting mit dem Thema 
„ESS response to the economic and social recovery from Covid-19 crisis: the way 
forward“ oder „ESS communication and governance in a time of crisis“. 
 
Auf Rats- und Parlamentsebene in der EU fanden 2020 technische Verhandlun-
gen und Trilog-Verhandlungen zu Statistikthemen statt, die im Vorfeld mit den 
Mitgliedern der Ratsarbeitsgruppe (RAG) Statistik bzw. in den jeweiligen feder-
führenden Arbeitsgruppen abgestimmt wurden. Im Hinblick auf die Dossiers mit 
Statistikbezug, die nicht in der RAG Statistik erörtert werden, ist die Bundesan-
stalt im regen Austausch mit den zuständigen Ministerien. Das betraf 2020 vor 
allem den Entwurf zum Europäischen Statistischen Programm (ESP) 2021-2027, 
das als Teil des Binnenmarktprogramms verhandelt wurde. 
 
Die Zusammenarbeit mit internationalen Organisationen konzentrierte sich wie 
auch in den Vorjahren auf die Mitarbeit an Projekten der Statistikgremien der 
Vereinten Nationen und dem Statistikausschuss der OECD, die Teilnahme an 
Jahreskonferenzen sowie an einer Reihe von Fachgruppensitzungen. Die Aktivi-
täten waren auch in diesem Bereich von der Pandemie geprägt; so wurde zB eine 
Austauschplattform verschiedener Institutionen unter Schirmherrschaft der 
OECD zu Statistikthemen betreffend COVID-19 eingerichtet.   
 
Im Hinblick auf bi- und multilaterale Kooperationen war die Bundesanstalt sowohl 
betreffend „exchange of best practices“ als auch im Bereich statistischer Kapazi-
tätenaufbau/Technische Assistenz aufgrund der COVID-19 Krise nur einge-
schränkt tätig.  
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Die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen 
 
Die für die Bundesanstalt für Zwecke des Lageberichtes als wesentlich definier-
ten UGB-Kennzahlen haben sich im Vergleich zum Vorjahr wie folgt entwickelt: 
 
 
 

 
Kennzahl 

 

 
31.12.2019 

 
31.12.2020 

   

 
Eigenmittelquote 

 

 
19,2 % 

 
17,3 %*) 

 
Schuldentilgungsdauer 

(in Jahren) 
 

 
0 Jahre 

 
0 Jahre**) 

 
Working Capital  

(in TEUR) 
 

 
13.517 

 
13.992***) 

 
 
*) Durch das negative Jahresergebnis 2020 sowie die leicht steigenden Gesamt-
aktiva nach § 224 (2) UGB und die Reduktion der absetzbaren Anzahlungen nach 
§ 225 (6) UGB kam es zu einer geringeren Eigenmittelquote gegenüber dem Vor-
jahr. Erhaltene Anzahlungen auf Bestellungen wurden, soweit es sich um Anzah-
lungen auf Vorräte handelte, für die Ermittlung der Eigenmittelquote offen von 
den Vorräten abgesetzt. 
 
**) Die Entwicklung der fiktiven Schuldentilgungsdauer hat sich aufgrund des ne-
gativen Ergebnisses 2020 sowie der Umschichtung von liquiden Mitteln in Wert-
papiere des Anlagevermögens und der starken Steigerung der Position Anzah-
lungen nach § 225 (6) UGB gegenüber dem Vorjahr verschlechtert. Da die Posi-
tionen Jahresverlust und Mittelüberschuss aus gewöhnlicher Geschäftstätigkeit  
negativ sind, wird ein Wert von Null angesetzt. 
 
***) Die leichte Steigerung des Working Capitals steht überwiegend in Zusam-
menhang mit dem Aufbau der Vorräte und Flüssigen Mitteln. 
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Bericht über das Risikomanagementsystem 

 
 
 

Prozess der Risikosteuerung 2020 
 
Zur Überprüfung der Risikosituation und des Risikomanagementsystems der 
Bundesanstalt in regelmäßigen Abständen wurden im November 2019 eine Neu-
bewertung der hausweiten strategischen Risiken und im Oktober 2020 eine Eva-
luierung der Risiken in den operativen Prozessen im Rahmen von Workshops 
des Managements und der Führungskräfte der Bundesanstalt durchgeführt. 
 
Die Risikopotenziale (Brutto-Risiken) in den einzelnen, hausweit wesentlichen 
Bereichen können durch die in der Bundesanstalt implementierten Maßnahmen 
zur Risikoreduktion erheblich verringert und beherrscht werden. An der Umset-
zung der auf Basis der Risikobewertung definierten Maßnahmen zur Erreichung 
einer weiteren Risikoreduzierung wurde 2020 und wird aktuell konsequent gear-
beitet. Der Zeitplan zur Umsetzung und die Verantwortlichkeiten für die Maßnah-
men sind festgelegt. Die laufende Überwachung der Abarbeitung bzw. Einhaltung 
der in der Bundesanstalt implementierten Maßnahmen und Vorgaben zur Risiko-
beherrschung – insbesondere durch das umfangreiche Interne Kontrollsystem 
(IKS) – erfolgt mittels einer Spezialsoftware. Auch bei der Nutzung und Adaptie-
rung der Tools dieser Software ist die Bundesanstalt in einer Vorreiterrolle tätig 
und unterstützt die Weiterentwicklung ihrer Tools hinsichtlich der Anforderungen 
für die Bundesanstalt.  
 
 
Normen und Standards 
 
RM und IKS von der Bundesanstalt entsprechen nationalen und internationalen 
Normen und Standards:  

➢ Die Regeln des Bundes-Public Corporate Governance Kodex 2017 (B-
PCGK 2017) betreffend das Risikomanagement werden von der Bundes-
anstalt umgesetzt. 

➢ Die Beurteilung der Funktionsfähigkeit des Risikomanagements in der 
Bundesanstalt nach den Regeln 14.3.8.5 B-PCGK durch den Wirtschafts-
prüfer im Zuge der Prüfung des Jahresabschlusses 2019 einem sehr po-
sitiven Ergebnis. Dazu liegt der Bericht des Wirtschaftsprüfers vom 16. 
März 2020 betreffend die „Beurteilung der Funktionsfähigkeit des Risiko-
managements nach Regel 14.3.8.5 B-PCGK für das Geschäftsjahr 2019“ 
vor. Die Vorarbeiten zur Beurteilung der Funktionsfähigkeit des Risikoma-
nagements der Bundesanstalt Statistik Österreich im Zuge der Prüfung 
des Jahresabschlusses 2020 starteten im Oktober/November 2020.  

➢ Vorgehensweisen und eingesetzte Spezialsoftware, mit der Maßnahmen 
zur Risikobewältigung in Prozess- und Projektform laufend verfolgt wer-
den, decken die relevanten Standards wie ISO 31000, ONR 49000 und 
COSO II-ERM 2004 ab.  
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➢ Der Leiter der Stabsstelle „Interne Revision und Risikomanagement“ der 
Bundesanstalt und die Mitarbeiterin der Stabsstelle verfügen über Ausbil-
dung und Zertifikat zum/zur Senior Risk Manager/in nach den Anforderun-
gen der ÖNORM EN ISO 31000 sowie der ONR 49003 (Wirtschaftskam-
mer Österreich, WIFI-Zertifizierungsstelle). 

 
 
Wesentliche Risikofelder 
 
Nachfolgend werden einige wesentliche Risiken kurz erläutert: 
 
Rechtliche Rahmenbedingungen, Änderung der gesetzlichen Grundlagen (Pau-
schalbetrag), Preis- und Margenveränderung (Akzeptanz der Vollkosten, Inflati-
onsabgeltung, etc.) 
 
Bei diesen extern determinierten Risikofaktoren sind auch nach der zuletzt (No-
vember 2019) durchgeführten Bewertung aus Sicht der Bundesanstalt hohe Ri-
sikopotenziale gegeben. Insbesondere aufgrund der Nicht-Valorisierung des 
Pauschalbetrages seit dem Jahr 2000 und der auf Basis der Bundes-Budgetbe-
gleitgesetzes 2018-2019 (BGBl. I Nr. 30/2018) beginnend mit dem Jahr 2019 er-
folgten Kürzung desselben um 1,0 Mio. €, zusätzlicher Anforderungen, steigen-
der Kosten für die laufende Geschäftstätigkeit, des externen Kostendrucks bei 
Vertragsprojekten durch die zunehmend angespannte Budgetsituation im öffent-
lichen Bereich sowie verspäteter oder nicht im wünschenswerten Ausmaß adap-
tierter Rechtsgrundlagen bei gleichzeitig keiner Einflussmöglichkeit auf die Preis-
findung drohen Verluste.  
 
Festzuhalten ist daher, dass mit dem nicht indexgesicherten und zuletzt auch 
gekürzten Pauschalbetrag gemäß § 32 Abs 5 Bundesstatistikgesetz 2000 kurz-
fristig gesehen ein Finanzierungsrisiko verbunden ist. Festzuhalten ist weiters, 
dass eine Neuregelung des Pauschalbetrages nur im Wege einer Änderung des 
Bundesstatistikgesetzes möglich ist. Mit Rücksicht darauf, dass die Bundesan-
stalt diesen Prozess nur marginal beeinflussen kann, ist das Risiko einer künfti-
gen weiteren Reduktion bzw. einer nicht zeitgerechten Erhöhung des Pauschal-
betrages gegeben. Damit wäre eine negative wirtschaftliche Entwicklung der 
Bundesanstalt verbunden. 
 
Aufgrund der Festlegung des Pauschalbetrages im Jahr 2000 und des damit ver-
bundenen, in Anlage II zum BStatG angeführten und 2003 aktualisierten Leis-
tungskatalogs wurde in den Jahren 2011/2012 – auf Basis der geprüften Daten 
des Jahres 2010 sowie der vorliegenden Planungsdaten – die Gebarung der Bun-
desanstalt sowie der allfällige Anpassungsbedarf bei dem Leistungskatalog und 
den Finanzierungserfordernissen einer Überprüfung durch den Ausschuss für 
Kostentragung- und Kalkulationsrichtlinien des Wirtschaftsrates unterzogen. Der 
Ausschuss hat insgesamt mehr als 90 statistische Projekte im Detail besprochen, 
die nach der gegenwärtigen Rechtslage und Finanzsituation aus der Basisabgel-
tung, soll heißen dem Pauschalbetrag, finanziert werden.  
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Seitens des Ausschusses wurde festgehalten, dass die Bundesanstalt seit der 
Ausgliederung bei einem real sinkenden Pauschalbetrag mögliche Rationalisie-
rungspotenziale und Synergieeffekte konsequent realisiert hat. Angesichts der 
Ergebnisentwicklung ist auch erkennbar, dass von 2000 bis 2020 die tarif- bzw. 
indexmäßigen Steigerungen/Struktureffekte im Bereich des Personal- und Sach-
aufwandes von mehr als 36,8% durch Rationalisierungsmaßnahmen, insbeson-
dere durch Personalabbau und durch Einsparungen im Bereich der Fixkosten, 
zur Gänze kompensiert werden konnten. Im Ergebnis bedeutet dies, dass die 
Bundesanstalt ausschließlich aufgrund von Rationalisierungsmaßnahmen die 
Basisabgeltung über 21 Jahre hindurch nominell konstant halten konnte. Dieses 
Ergebnis wurde erreicht, obwohl die Personalaufwendungen der Bundesanstalt 
rund 61,8% der Gesamtkosten ausmachen und die Möglichkeiten, Einnahmen 
von dritter Seite zu erzielen, naturgemäß im Rahmen der Amtlichen Statistik be-
schränkt sind.  
 
Vor dem Hintergrund dieser Entwicklung ergab die seitens des Ausschusses 
durchgeführte Analyse der Verwendung der Pauschalabgeltung bereits damals 
nur mehr geringfügige zusätzliche Potenziale, die durch bloße systemimmanente 
Rationalisierungen zu heben wären.  
 
Im Bericht der Internen Revision des Bundeskanzleramts “Revision Statistik Aus-
tria zur Beurteilung künftiger Finanzmittel (UG10) bzw. Reformbedarf im Sinne 
des § 53 Bundesstatistikgesetz 2000“ vom 14.12.2020 wird festgehalten (Seite 
3): „Angesichts der Kosten- und Leistungsrealitäten, der feststellbaren Verrech-
nungspolitik und der Handhabung des Pauschalbetrags seit 2003, erscheint das 
Finanzierungsmodell gemäß BStatG 2000 nicht mehr ausreichend geeignet, um 
die Nachhaltigkeit der Finanzierung unter Beachtung der gesetzlichen Gebote 
sicherzustellen“. 
 
 
Risiken durch mögliche Schäden aus dem Bereich der Haftung wird durch kom-
plexe Qualitätssicherungsmaßnahmen bestmöglich begegnet. Anzumerken ist, 
dass die im Bereich der Amtlichen Statistik bestehende Amtshaftung rechtlich 
nicht ausgeschlossen werden kann.  
 
Verträge mit öffentlichen Auftraggebern und der EU  
 
 
Da die Bundesanstalt eine Anstalt öffentlichen Rechts ist, stellen Änderungen der 
rechtlichen Rahmenbedingungen wesentliche Risiken dar (so insbesondere Än-
derungen der EU-Finanzrichtlinie, Sparkurs der öffentlichen Hand oder Kürzung 
der Ermessensausgaben).  
 
 
Schlüsselmitarbeiterinnen und Schlüsselmitarbeiter 
 
Die Qualifikation und Motivation der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die 
damit zusammenhängenden Maßnahmen im Bereich der Personalentwicklung 
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stellen einen strategischen Schwerpunkt dar. Für personelle Risiken ist vorge-
sorgt, insbesondere sehen die Organigramme grundsätzlich für alle wesentlichen 
Funktionen Stellvertreter vor. Neben dem möglichst raschen Ersatz von ausge-
fallenen Schlüsselkräften werden weitere flankierende Maßnahmen – insbeson-
dere in den Bereichen Projekt- und Prozessdokumentation sowie Mitarbeiterqua-
lifikation – gesetzt. Intensive Schulungen, insbesondere im statistisch-methodi-
schen und IT-Bereich, werden seitens der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sehr 
gut angenommen. 
 
Personalbedarf, -bestand, -aufnahme, -abbau 
 
Insbesondere im IT-Bereich gestaltet sich die Aufnahme von qualifiziertem Per-
sonal aufgrund der aktuellen „Marktsituation“ zunehmend schwierig. Da in der 
Bundesanstalt geeignete Ad-hoc-Maßnahmen gesetzt werden, ist lediglich ein 
geringes Restrisiko gegeben. Die im Zusammenhang mit dem Wissensmanage-
ment in der Bundesanstalt ins Auge gefassten Maßnahmen sind auch hier von 
Relevanz. 
 
Datenschutz, Datensicherheit (Systemverfügbarkeit) 
 
Datenschutz und Datensicherheit sind zweifelsohne essentiell für die Bundesan-
stalt und bergen gleichzeitig naturgemäß ein hohes Risikopotenzial. Daher müs-
sen in diesem Bereich besonders effektive Vorkehrungen getroffen werden, um 
die Reputation der Bundesanstalt und das Vertrauen der Auskunftgebenden zu 
wahren. Dementsprechend werden in der Bundesanstalt die erforderlichen Da-
tenschutz- und Datensicherheitsmaßnahmen gesetzt, die hinsichtlich ihrer Um-
setzung und Wirksamkeit laufend überprüft und gegebenenfalls angepasst bzw. 
ergänzt werden. Im Zusammenhang mit der externen Datennutzung ist auf die 
Balance zwischen der Bereitstellung eines entsprechenden Angebots von ge-
schützten Mikrodaten für externe Datennutzer und effektiven Datenschutzmaß-
nahmen zu achten. Um dem Risiko des „Systemausfalls durch einen Hardware-
defekt“ – gleichgültig ob durch einen Hardwarefehler oder eine Katastrophensi-
tuation ausgelöst – zu begegnen, steht für den Zentralserver das „Zentrale Aus-
weichsystem“ des Bundes in St. Johann/Pongau zur Verfügung. 
 
Technologischer Wandel 
 
Durch die Schnelllebigkeit des IT-Umfeldes und unvorhersehbare Marktverände-
rungen in diesem Bereich ist ein Restrisiko gegeben. Dem Risiko, dass „out-of-
date“-Technologien bzw. -Versionen nicht mehr extern gewartet werden, muss 
durch Modernisierung bzw. Ersatz veralteter Applikationen entgegengetreten 
werden, was mit dem Einsatz zusätzlicher Ressourcen verbunden ist. Im Zusam-
menhang mit der Nutzung neuer Technologien besteht die Gefahr, dass die zur 
Nutzung derselben notwendigen Aufwendungen im Sinne eines Kosten-Nutzen-
Vergleichs nicht realistisch eingeschätzt werden und dadurch die negativen Jah-
resergebnisse noch weiter belastet werden. 
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Innovation: Neue Technologien, Prozesse, Produkte, Dienstleistungen 
 
Aufgrund der ständig neuen Herausforderungen für die Statistikproduktion ist In-
novation ein wichtiges Thema für die Bundesanstalt, das grundsätzlich ein relativ 
hohes Risikopotenzial (bei Nichtverfolgung), aber auch ein Chancenpotenzial 
darstellt. Aufgrund gesetzter und geplanter Maßnahmen kann kurz- und mittel-
fristig in diesem Bereich ein moderates Restrisiko angenommen werden, das 
aber langfristig (bei Ausbleiben entsprechender Investitionen in den Innovations-
prozess) stark ansteigen kann. Um gegebenenfalls zusätzlich Chancen zu lukrie-
ren, sind weitere innovative und auf Basis von Kosten/Nutzenvergleichen defi-
nierte Maßnahmen erforderlich. 
 
Verwaltungsdaten: Zugang und Nutzbarkeit 
 
Aufgrund der bereits weitgehenden Nutzung von Verwaltungsdaten durch die 
Bundesanstalt und der Novelle der EU-Statistik Verordnung, die im Artikel 17a 
die Position der Nationalen Statistischen Institute (NSI) für den Zugang zu Ver-
waltungsdaten deutlich stärkt, wird in diesem Bereich ein überschaubares Rest-
risiko angenommen. Ein gewisses Restrisiko besteht insofern, dass Verwaltungs-
daten bzw. -register nicht in allen Bereichen an die Erfordernisse der Statistik 
angepasst werden und somit das volle Potenzial der grundsätzlich verfügbaren 
Administrativdaten und damit verbundene weitere Effizienzsteigerungen nicht 
ausreichend genutzt werden können. In der EU-Statistik Verordnung in der der-
zeit geltenden Fassung wird insbesondere die Einbeziehung der NSIs in die Pla-
nung, Weiterentwicklung und auch den Wegfall von Administrativdaten explizit 
geregelt. Konkrete Schritte zur weiteren Optimierung der Nutzung von Verwal-
tungsdaten sind in der Bundesanstalt zu definieren. 
 
Neue Datenquellen („Big Data“) 
 
Obwohl Risiken im Zusammenhang mit der Nutzung neuer Datenquellen („Big 
Data“), je nach Zugänglichkeit der Datenquellen und fachlichen wie rechtlichen 
Umsetzungs- bzw. Zugangsmöglichkeiten, schwer abschätzbar sind, werden mo-
derate Restrisiken mit gegebenenfalls anfallenden Zusatzkosten aufgrund neuer 
Anforderungen angenommen. Im Zusammenhang mit der Nutzung neuer Daten-
quellen besteht die Gefahr, dass die dafür notwendigen Aufwendungen im Sinne 
eines Kosten-Nutzen-Vergleichs nicht realistisch eingeschätzt werden. 
 
Es folgt eine kurze Betrachtung klassischer Risiken und die Begründung, warum 
diese für die Bundesanstalt von untergeordneter Bedeutung sind. 
 
Finanzrisiken: Die Bundesanstalt tätigt zum weitaus überwiegenden Teil Ge-
schäfte mit Gebietskörperschaften und EUROSTAT, sodass das Bonitätsrisiko, 
mit begründeten Ausnahmen, als sehr gering anzusehen ist. Die Bundesanstalt 
ist komplett eigenfinanziert. Fremdwährungsgeschäfte fallen nur in marginalen 
Größenordnungen an. Das Interne Kontrollsystem im kaufmännischen Bereich 
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funktioniert seit vielen Jahren klaglos und wurde weder extern noch intern je be-
anstandet. Zum Stichtag 31. Dezember 2020 gibt es keine derivativen Finanzin-
strumente. 
 
Hinsichtlich der elementaren Risiken, fraud and error und Qualitätsmanagement 
werden die bestehenden Sicherheitssysteme laufend evaluiert und verbessert. 
Die Weiterentwicklung des Internen Kontrollsystems im fachlichen Bereich um-
fasst auch systematische interne Qualitätsaudits.  
 
Festzuhalten ist, dass aus der Risikoevaluierung kein weiteres, bisher nicht er-
kanntes Risiko ermittelt wurde und durch die beschriebenen Projekte die wesent-
lichen Risiken der Bundesanstalt bereits so weit wie möglich abgedeckt und vor-
gesorgt wurden. 
 
Die letzte Risikobewertung durch die Bundesanstalt mit bewährter Vorgehens-
weise erfolgte in Hinblick auf die Risiken in den operativen Prozessen im Herbst 
2020 (IKS-Workshop) mit Berichtslegung im ersten Quartal 2021 (Risikomanage-
ment-Bericht über das Jahr 2020) . 
 
 
Internes Kontrollsystem (IKS) 
 
Die in der Bundesanstalt eingerichtete Stabsstelle „Interne Revision und Risiko-
management“ befasst sich unter anderem auch mit Agenden des hausweiten In-
ternen Kontrollsystems (IKS). 
 
Das Interne Kontrollsystem umfasst zusätzlich zu den kaufmännischen auch 
fachstatistische Bereiche. Die Überwachung der mit den Führungskräften abge-
stimmten risikobasierten IKS-Maßnahmen und Vorgaben wird mit dem eingeführ-
ten Tool durchgeführt. 
 
Im Zusammenhang mit der laufenden Maßnahmenumsetzung im Bereich der 
IKS-Prozesse erfolgt in der Bundesanstalt die Prüfung von abgesetzten Kontroll-
meldungen mit dem in der IKS-/RM-Software integrierten Audit-Tool. 
 
 
Compliance Management System (CMS) 
 
Im Anschluss an die Identifikation, risikobasierte Bewertung und Priorisierung der 
für die Bundesanstalt relevanten Compliance-Themen erfolgte auch 2020 das – 
vor allem hinsichtlich des Bundes-Public Corporate Governance Kodex (B-
PCGK) – erweiterte und über das bestehende IKS/RM-System hinausgehende 
systemgestützte Monitoring der Compliance mittels des um ein Compliance-Mo-
dul erweiterten IKS-/RM-Tools.  
 
2020 wurde der Compliance-Bericht inkl. des Bundes-Public Corporate Gover-
nance Kodex (B-PCGK) Berichtes der Bundesanstalt für das Jahr 2019 erstellt 
und dem Wirtschaftsrat in seiner Sitzung am 19. Juni 2020 vorgelegt.  
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                      Allgemeine 
              Auftragsbedingungen 
       für Wirtschaftstreuhandberufe 

                    (AAB 2018)

Empfohlen vom Vorstand der Kammer der Steuerberater und 
Wirtschaftsprüfer zuletzt mit Beschluss vom 18.04.2018 

                                    Präambel und Allgemeines 

(1) Auftrag im Sinne dieser Bedingungen meint jeden Vertrag über vom zur 
Ausübung eines Wirtschaftstreuhandberufes Berechtigten in Ausübung 
dieses Berufes zu erbringende Leistungen (sowohl faktische Tätigkeiten als 
auch die Besorgung oder Durchführung von Rechtsgeschäften oder 
Rechtshandlungen, jeweils im Rahmen der §§ 2 oder 3 Wirtschafts- 
treuhandberufsgesetz 2017 (WTBG 2017). Die Parteien des Auftrages 
werden in Folge zum einen „Auftragnehmer“, zum anderen „Auftraggeber“ 
genannt). 

(2) Diese Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftstreuhandberufe 
gliedern sich in zwei Teile: Die Auftragsbedingungen des I. Teiles gelten für 
Aufträge, bei denen die Auftragserteilung zum Betrieb des Unternehmens 
des Auftraggebers (Unternehmer iSd KSchG) gehört. Für Verbraucher- 
geschäfte gemäß Konsumentenschutzgesetz (Bundesgesetz vom 
8.3.1979/BGBl Nr.140 in der derzeit gültigen Fassung) gelten sie insoweit 
der II. Teil keine abweichenden Bestimmungen für diese enthält. 

(3) Im Falle der Unwirksamkeit einer einzelnen Bestimmung ist diese durch 
eine wirksame, die dem angestrebten Ziel möglichst nahe kommt, zu 
ersetzen. 

                                        I.TEIL 

                1. Umfang und Ausführung des Auftrages 

(1) Der Umfang des Auftrages ergibt sich in der Regel aus der schriftlichen 
Auftragsvereinbarung zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer. Fehlt 
diesbezüglich eine detaillierte schriftliche Auftragsvereinbarung gilt im 
Zweifel (2)-(4): 

(2) Bei Beauftragung mit Steuerberatungsleistungen umfasst die 
Beratungstätigkeit folgende Tätigkeiten: 
a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommen- oder 
Körperschaftsteuer sowie Umsatzsteuer und zwar auf Grund der vom 
Auftraggeber vorzulegenden oder (bei entsprechender Vereinbarung) vom 
Auftragnehmer erstellten Jahresabschlüsse und sonstiger, für die Besteue- 
rung erforderlichen Aufstellungen und Nachweise. Wenn nicht ausdrücklich 
anders vereinbart, sind die für die Besteuerung erforderlichen Aufstellungen 
und Nachweise vom Auftraggeber beizubringen. 
b) Prüfung der Bescheide zu den unter a) genannten Erklärungen. 
c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden. 
d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von 
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern. 
e) Mitwirkung im Rechtsmittelverfahren hinsichtlich der unter a) genannten 
Steuern. 
Erhält der Auftragnehmer für die laufende Steuerberatung ein 
Pauschalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher 
Vereinbarungen die unter d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu 
honorieren. 

(3) Soweit die Ausarbeitung von einer oder mehreren Jahressteuer- 
erklärung(en) zum übernommenen Auftrag zählt, gehört dazu nicht die 
Überprüfung etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die 
Prüfung, ob alle in Betracht kommenden insbesondere umsatzsteuer- 
rechtlichen Begünstigungen wahrgenommen worden sind, es sei denn, 
hierüber besteht eine nachweisliche Beauftragung. 

(4) Die Verpflichtung zur Erbringung anderer Leistungen gemäß §§ 2 und 3 
WTBG 2017 bedarf jedenfalls nachweislich einer gesonderten 
Beauftragung. 

(5) Vorstehende Absätze (2) bis (4) gelten nicht bei Sachverständigen- 
tätigkeit.

(6) Es bestehen keinerlei Pflichten des Auftragnehmers zur Leistungs- 
erbringung, Warnung oder Aufklärung über den Umfang des Auftrages 
hinaus. 

(7) Der Auftragnehmer ist berechtigt, sich zur Durchführung des Auftrages 
geeigneter Mitarbeiter und sonstiger Erfüllungsgehilfen (Subunternehmer) 
zu bedienen, als auch sich bei der Durchführung des Auftrages durch einen 
Berufsbefugten substituieren zu lassen. Mitarbeiter im Sinne dieser 
Bedingungen meint alle Personen, die den Auftragnehmer auf regelmäßiger 
oder dauerhafter Basis bei seiner betrieblichen Tätigkeit unterstützen, 
unabhängig von der Art der rechtsgeschäftlichen Grundlage. 

(8) Der Auftragnehmer hat bei der Erbringung seiner Leistungen aus- 
schließlich österreichisches Recht zu berücksichtigen; ausländisches Recht 
ist nur bei ausdrücklicher schriftlicher Vereinbarung zu berücksichtigen. 

(9) Ändert sich die Rechtslage nach Abgabe der abschließenden schrif- 
tlichen als auch mündlichen beruflichen Äußerung, so ist der Auftragnehmer 
nicht verpflichtet, den Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus 
ergebende Folgen hinzuweisen. Dies gilt auch für in sich abgeschlossene 
Teile eines Auftrages. 

(10) Der Auftraggeber ist verpflichtet dafür Sorge zu tragen, dass die von 
ihm zur Verfügung gestellten Daten vom Auftragnehmer im Rahmen der 
Leistungserbringung verarbeitet werden dürfen. Diesbezüglich hat der 
Auftraggeber insbesondere aber nicht ausschließlich die anwendbaren 
datenschutz- und arbeitsrechtlichen Bestimmungen zu beachten. 

(11) Bringt der Auftragnehmer bei einer Behörde ein Anbringen elektronisch 
ein, so handelt er – mangels ausdrücklicher gegenteiliger Vereinbarung – 
lediglich als Bote und stellt dies keine ihm oder einem einreichend 
Bevollmächtigten zurechenbare Willens- oder Wissenserklärung dar. 

(12) Der Auftraggeber verpflichtet sich, Personen, die während des 
Auftragverhältnisses Mitarbeiter des Auftragnehmers sind oder waren, 
während und binnen eines Jahres nach Beendigung des Auftrags- 
verhältnisses nicht in seinem Unternehmen oder in einem ihm 
nahestehenden Unternehmen zu beschäftigen, widrigenfalls er sich zur 
Bezahlung eines Jahresbezuges des übernommenen Mitarbeiters an den 
Auftragnehmer verpflichtet. 

      2. Aufklärungspflicht des Auftraggebers; Vollständigkeitserklärung 

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Auftragnehmer auch 
ohne dessen besondere Aufforderung alle für die Ausführung des Auftrages 
notwendigen Unterlagen zum vereinbarten Termin und in Ermangelung 
eines solchen rechtzeitig in geeigneter Form vorgelegt werden und ihm von 
allen Vorgängen und Umständen Kenntnis gegeben wird, die für die 
Ausführung des Auftrages von Bedeutung sein können. Dies gilt auch für 
die Unterlagen, Vorgänge und Umstände, die erst während der Tätigkeit 
des Auftragnehmers bekannt werden. 

(2) Der Auftragnehmer ist berechtigt, die ihm erteilten Auskünfte und über- 
gebenen Unterlagen des Auftraggebers, insbesondere Zahlenangaben, als 
richtig und vollständig anzusehen und dem Auftrag zu Grunde zu legen. Der 
Auftragnehmer ist ohne gesonderten schriftlichen Auftrag nicht verpflichtet, 
Unrichtigkeiten fest zu stellen. Insbesondere gilt dies auch für die Rich- 
tigkeit und Vollständigkeit von Rechnungen. Stellt er allerdings Unrichtig- 
keiten fest, so hat er dies dem Auftraggeber bekannt zu geben. Er hat im 
Finanzstrafverfahren die Rechte des Auftraggebers zu wahren. 

(3) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer die Vollständigkeit der vorge- 
legten Unterlagen sowie der gegebenen Auskünfte und Erklärungen im 
Falle von Prüfungen, Gutachten und Sachverständigentätigkeit schriftlich zu 
bestätigen. 

(4) Wenn bei der Erstellung von Jahresabschlüssen und anderen Ab- 
schlüssen vom Auftraggeber erhebliche Risiken nicht bekannt gegeben 
worden sind, bestehen für den Auftragnehmer insoweit diese Risiken 
schlagend werden keinerlei Ersatzpflichten. 

(5) Vom Auftragnehmer angegebene Termine und Zeitpläne für die Fertig- 
stellung von Produkten des Auftragnehmers oder Teilen davon sind best- 
mögliche Schätzungen und, sofern nicht anders schriftlich vereinbart, nicht 
bindend. Selbiges gilt für etwaige Honorarschätzungen: diese werden nach 
bestem Wissen erstellt; sie sind jedoch stets unverbindlich. 

(6) Der Auftraggeber hat dem Auftragnehmer jeweils aktuelle  Kontaktdaten 
(insbesondere Zustelladresse) bekannt zu geben. Der Auftragnehmer darf 
sich bis zur Bekanntgabe neuer Kontaktdaten auf die Gültigkeit der zuletzt 
vom Auftraggeber bekannt gegebenen Kontaktdaten verlassen, insbe- 
sondere Zustellung an die zuletzt bekannt gegebene Adresse vornehmen 
lassen.



.

                             3. Sicherung der Unabhängigkeit 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, alle Vorkehrungen zu treffen, um zu 
verhindern, dass die Unabhängigkeit der Mitarbeiter des Auftragnehmers 
gefährdet wird, und hat selbst jede Gefährdung dieser Unabhängigkeit zu 
unterlassen. Dies gilt insbesondere für Angebote auf Anstellung und für 
Angebote, Aufträge auf eigene Rechnung zu übernehmen. 

(2) Der Auftraggeber nimmt zur Kenntnis, dass seine hierfür notwendigen 
personenbezogenen Daten sowie Art und Umfang inklusive Leistungs- 
zeitraum der zwischen Auftragnehmer und Auftraggeber vereinbarten 
Leistungen (sowohl Prüfungs- als auch Nicht- prüfungsleistungen) zum 
Zweck der Überprüfung des Vorliegens von Befangenheits- oder Aus- 
schließungsgründen und Interessenkollisionen in einem allfälligen 
Netzwerk, dem der Auftragnehmer angehört, verarbeitet und zu diesem 
Zweck an die übrigen Mitglieder dieses Netzwerkes auch ins Ausland über- 
mittelt werden. Hierfür entbindet der Auftraggeber den Auftragnehmer nach 
dem Datenschutzgesetz und gemäß § 80 Abs 4 Z 2 WTBG 2017 
ausdrücklich von dessen Verschwiegenheitspflicht. Der Auftraggeber kann 
die Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht jederzeit widerrufen. 

                         4. Berichterstattung und Kommunikation 

(1) (Berichterstattung durch den Auftragnehmer) Bei Prüfungen und Gut- 
achten ist, soweit nichts anderes vereinbart wurde, ein schriftlicher Bericht 
zu erstatten. 

(2) (Kommunikation an den Auftraggeber) Alle auftragsbezogenen Aus- 
künfte und Stellungnahmen, einschließlich Berichte, (allesamt Wissens- 
erklärungen) des Auftragnehmers, seiner Mitarbeiter, sonstiger Erfüllungs- 
gehilfen oder Substitute („berufliche Äußerungen“) sind nur dann verbind- 
lich, wenn sie schriftlich erfolgen. Berufliche Äußerungen in elektronischen 
Dateiformaten, welche per Fax oder E-Mail oder unter Verwendung 
ähnlicher Formen der elektronischen Kommunikation (speicher- und 
wiedergabefähig und nicht mündlich dh zB SMS aber nicht Telefon) 
erfolgen, übermittelt oder bestätigt werden, gelten als schriftlich; dies gilt 
ausschließlich für berufliche Äußerungen. Das Risiko der Erteilung der 
beruflichen Äußerungen durch dazu Nichtbefugte und das Risiko der 
Übersendung dieser trägt der Auftraggeber. 

(3) (Kommunikation an den Auftraggeber) Der Auftraggeber stimmt hiermit 
zu, dass der Auftragnehmer elektronische Kommunikation mit dem 
Auftraggeber (zB via E-Mail) in unverschlüsselter Form vornimmt. Der Auf- 
traggeber erklärt, über die mit der Verwendung elektronischer Kom- 
munikation verbundenen Risiken (insbesondere Zugang, Geheimhaltung, 
Veränderung von Nachrichten im Zuge der Übermittlung) informiert zu sein. 
Der Auftragnehmer, seine Mitarbeiter, sonstigen Erfüllungsgehilfen oder 
Substitute haften nicht für Schäden, die durch die Verwendung elek- 
tronischer Kommunikationsmittel verursacht werden. 

(4) (Kommunikation an den Auftragnehmer) Der Empfang und die Weiter- 
leitung von Informationen an den Auftragnehmer und seine Mitarbeiter sind 
bei Verwendung von Telefon – insbesondere in Verbindung mit auto- 
matischen Anrufbeantwortungssystemen, Fax, E-Mail und anderen Formen 
der elektronischen Kommunikation – nicht immer sichergestellt. Aufträge 
und wichtige Informationen gelten daher dem Auftragnehmer nur dann als 
zugegangen, wenn sie auch physisch (nicht (fern-)mündlich oder 
elektronisch) zugegangen sind, es sei denn, es wird im Einzelfall der 
Empfang ausdrücklich bestätigt. Automatische Übermittlungs- und Lese- 
bestätigungen gelten nicht als solche ausdrücklichen Empfangs- 
bestätigungen. Dies gilt insbesondere für die Übermittlung von Bescheiden 
und anderen Informationen über Fristen. Kritische und wichtige Mit- 
teilungen müssen daher per Post oder Kurier an den Auftragnehmer 
gesandt werden. Die Übergabe von Schriftstücken an Mitarbeiter 
außerhalb der Kanzlei gilt nicht als Übergabe. 

(5) (Allgemein) Schriftlich meint insoweit in Punkt 4 (2) nicht anderes 
bestimmt, Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unterschriftlichkeit). Eine fort- 
geschrittene elektronische Signatur (Art. 26 eIDASVO, (EU) Nr. 910/2014) 
erfüllt das Erfordernis der Schriftlichkeit iSd § 886 ABGB (Unter- 
schriftlichkeit), soweit dies innerhalb der Parteiendisposition liegt. 

(6) (Werbliche Information) Der Auftragnehmer wird dem Auftraggeber wie- 
derkehrend allgemeine steuerrechtliche und allgemeine wirtschafts- 
rechtliche Informationen elektronisch (zB per E-Mail) übermitteln. Der Auf- 
traggeber nimmt zur Kenntnis, dass er das Recht hat, der Zusendung von 
Direktwerbung jederzeit zu widersprechen. 

             5. Schutz des geistigen Eigentums des Auftragnehmers 

(1) Der Auftraggeber ist verpflichtet, dafür zu sorgen, dass die im Rahmen 
des Auftrages vom Auftragnehmer erstellten Berichte, Gutachten, Organi- 
sationspläne, Entwürfe, Zeichnungen, Berechnungen und dergleichen nur 
für Auftragszwecke (z.B. gemäß § 44 Abs 3 EStG 1988) verwendet 
werden. Im Übrigen bedarf die Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher 
beruflicher Äußerungen des Auftragnehmers an einen Dritten zur

 Nutzung der schriftlichen Zustimmung des Auftragnehmers. 

(2) Die Verwendung schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äuße- 
rungen des Auftragnehmers zu Werbezwecken ist unzulässig; ein Verstoß 
berechtigt den Auftragnehmer zur fristlosen Kündigung aller noch nicht 
durchgeführten Aufträge des Auftraggebers. 

(3) Dem Auftragnehmer verbleibt an seinen Leistungen das Urheberrecht. 
Die Einräumung von Werknutzungsbewilligungen bleibt der schriftlichen Zu- 
stimmung des Auftragnehmers vorbehalten. 

                                              6. Mängelbeseitigung 

(1) Der Auftragnehmer ist berechtigt und verpflichtet, nachträglich hervor- 
kommende Unrichtigkeiten und Mängel in seiner schriftlichen als auch 
mündlichen beruflichen Äußerung zu beseitigen, und verpflichtet, den 
Auftraggeber hiervon unverzüglich zu verständigen. Er ist berechtigt, auch 
über die ursprüngliche berufliche Äußerung informierte Dritte von der 
Änderung zu verständigen. 

(2) Der Auftraggeber hat Anspruch auf die kostenlose Beseitigung von 
Unrichtigkeiten, sofern diese durch den Auftragnehmer zu vertreten sind; 
dieser Anspruch erlischt sechs Monate nach erbrachter Leistung des 
Auftragnehmers bzw. – falls eine schriftliche berufliche Äußerung nicht 
abgegeben wird – sechs Monate nach Beendigung der beanstandeten 
Tätigkeit des Auftragnehmers. 

(3) Der Auftraggeber hat bei Fehlschlägen der Nachbesserung etwaiger 
Mängel Anspruch auf Minderung. Soweit darüber hinaus Schadenersatz- 
ansprüche bestehen, gilt Punkt 7. 

                                                  7. Haftung 

(1) Sämtliche Haftungsregelungen gelten für alle Streitigkeiten im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis, gleich aus welchem 
Rechtsgrund. Der Auftragnehmer haftet für Schäden im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis (einschließlich dessen Beendigung) nur bei 
Vorsatz und grober Fahrlässigkeit. Die Anwendbarkeit des § 1298 Satz 2 
ABGB wird ausgeschlossen. 

(2) Im Falle grober Fahrlässigkeit beträgt die Ersatzpflicht des Auftrag- 
nehmers höchstens das zehnfache der Mindestversicherungssumme der 
Berufshaftpflichtversicherung gemäß § 11 Wirtschaftstreuhandberufsgesetz 
2017 (WTBG 2017) in der jeweils geltenden Fassung. 

(3) Die Beschränkung der Haftung gemäß Punkt 7 (2) bezieht sich auf den 
einzelnen Schadensfall. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Fol- 
gen einer Pflichtverletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in einem 
oder in mehreren aufeinander folgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt 
mehrfaches auf gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun 
oder Unterlassen als eine einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betref- 
fenden Angelegenheiten miteinander in rechtlichem und wirtschaftlichem 
Zusammenhang stehen. Ein einheitlicher Schaden bleibt ein einzelner 
Schadensfall, auch wenn er auf mehreren Pflichtverletzungen beruht. 
Weiters ist, außer bei vorsätzlicher Schädigung, eine Haftung des Auftrag- 
nehmers für entgangenen Gewinn sowie Begleit-, Folge-, Neben oder 
ähnliche Schäden, ausgeschlossen. 

(4) Jeder Schadenersatzanspruch kann nur innerhalb von sechs Monaten 
nachdem der oder die Anspruchsberechtigten von dem Schaden Kenntnis 
erlangt haben, spätestens aber innerhalb von drei Jahren ab Eintritt des 
(Primär)Schadens nach dem anspruchsbegründenden Ereignis gerichtlich 
geltend gemacht werden, sofern nicht in gesetzlichen Vorschriften zwingend 
andere Verjährungsfristen festgesetzt sind. 

(5) Im Falle der (tatbestandsmäßigen) Anwendbarkeit des § 275 UGB 
gelten dessen Haftungsnormen auch dann, wenn an der Durchführung des 
Auftrages mehrere Personen beteiligt gewesen oder mehrere zum Ersatz 
verpflichtende Handlungen begangen worden sind und ohne Rücksicht 
darauf, ob andere Beteiligte vorsätzlich gehandelt haben. 

(6) In Fällen, in denen ein förmlicher Bestätigungsvermerk erteilt wird, 
beginnt die Verjährungsfrist spätestens mit Erteilung des Bestätigungs- 
vermerkes zu laufen. 

(7) Wird die Tätigkeit unter Einschaltung eines Dritten, z.B. eines Daten ver- 
arbeitenden Unternehmens, durchgeführt, so gelten mit Benachrichtigung 
des Auftraggebers darüber nach Gesetz oder Vertrag be- oder entstehende 
Gewährleistungs- und Schadenersatzansprüche gegen den Dritten als an 
den Auftraggeber abgetreten. Der Auftragnehmer haftet, un- beschadet 
Punkt 4. (3), diesfalls nur für Verschulden bei der Auswahl des Dritten. 

(8) Eine Haftung des Auftragnehmers Dritten gegenüber ist in jedem Fall 
ausgeschlossen. Geraten Dritte mit der Arbeit des Auftragnehmers wegen 
des Auftraggebers in welcher Form auch immer in Kontakt hat der 
Auftraggeber diese über diesen Umstand ausdrücklich aufzuklären. Soweit
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ein solcher Haftungsausschluss gesetzlich nicht zulässig ist oder eine 
Haftung gegenüber Dritten vom Auftragnehmer ausnahmsweise übernom- 
men wurde, gelten subsidiär diese Haftungsbeschränkungen jedenfalls 
auch gegenüber Dritten. Dritte können jedenfalls keine Ansprüche stellen, 
die über einen allfälligen Anspruch des Auftraggebers hinausgehen. Die 
Haftungshöchstsumme gilt nur insgesamt einmal für alle Geschädigten, 
einschließlich der Ersatzansprüche des Auftraggebers selbst, auch wenn 
mehrere Personen (der Auftraggeber und ein Dritter oder auch mehrere 
Dritte) geschädigt worden sind; Geschädigte werden nach ihrem 
Zuvorkommen befriedigt. Der Auftraggeber wird den Auftragnehmer und 
dessen Mitarbeiter von sämtlichen Ansprüchen Dritter im Zusammenhang 
mit der Weitergabe schriftlicher als auch mündlicher beruflicher Äuße- 
rungen des Auftragnehmers an diese Dritte schad- und klaglos halten. 

(9) Punkt 7 gilt auch für allfällige Haftungsansprüche des Auftraggebers im 
Zusammenhang mit dem Auftragsverhältnis gegenüber Dritten (Erfüllungs- 
und Besorgungsgehilfen des Auftragnehmers) und den Substituten des 
Auftragnehmers. 

                         8. Verschwiegenheitspflicht, Datenschutz 

(1) Der Auftragnehmer ist gemäß § 80 WTBG 2017 verpflichtet, über alle 
Angelegenheiten, die ihm im Zusammenhang mit seiner Tätigkeit für den 
Auftraggeber bekannt werden, Stillschweigen zu bewahren, es sei denn, 
dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht entbindet oder 
gesetzliche Äußerungspflichten entgegen stehen. 

(2) Soweit es zur Verfolgung von Ansprüchen des Auftragnehmers  (ins- 
besondere Ansprüche auf Honorar) oder zur Abwehr von Ansprüchen 
gegen den Auftragnehmer (insbesondere Schadenersatzansprüche des 
Auftraggebers oder Dritter gegen den Auftragnehmer) notwendig ist, ist der 
Auftragnehmer von seiner beruflichen Verschwiegenheitspflicht entbunden. 

(3) Der Auftragnehmer darf Berichte, Gutachten und sonstige schriftliche 
berufliche Äußerungen über die Ergebnisse seiner Tätigkeit Dritten nur mit 
Einwilligung des Auftraggebers aushändigen, es sei denn, dass eine 
gesetzliche Verpflichtung hierzu besteht. 

(4) Der Auftragnehmer ist datenschutzrechtlich Verantwortlicher im Sinne 
der Datenschutz-Grundverordnung („DSGVO“) hinsichtlich aller im Rah- 
men des Auftrages verarbeiteter personenbezogenen Daten. Der Auf- 
tragnehmer ist daher befugt, ihm anvertraute personenbezogene Daten im 
Rahmen der Grenzen des Auftrages zu verarbeiten. Dem Auftragnehmer 
überlassene Materialien (Papier und Datenträger) werden grundsätzlich 
nach Beendigung der diesbezüglichen Leistungserbringung dem Auftrag- 
geber oder an vom Auftraggeber namhaft gemachte Dritte übergeben oder 
wenn dies gesondert vereinbart ist vom Auftragnehmer verwahrt oder 
vernichtet. Der Auftragnehmer ist berechtigt Kopien davon aufzubewahren 
soweit er diese zur ordnungsgemäßen Dokumentation seiner Leistungen 
benötigt oder es rechtlich geboten oder berufsüblich ist. 

(5) Sofern der Auftragnehmer den Auftraggeber dabei unterstützt, die den 
Auftraggeber als datenschutzrechtlich Verantwortlichen treffenden Pflichten 
gegenüber Betroffenen zu erfüllen, so ist der Auftragnehmer berechtigt, 
den entstandenen tatsächlichen Aufwand an den Auftraggeber zu verrech- 
nen. Gleiches gilt, für den Aufwand der für Auskünfte im Zusammenhang 
mit dem Auftragsverhältnis anfällt, die nach Entbindung von der Verschwie- 
genheitspflicht durch den Auftraggeber gegenüber Dritten diesen Dritten 
erteilt werden. 

                       9. Rücktritt und Kündigung („Beendigung“) 

 (1) Die Erklärung der Beendigung eines Auftrags hat schriftlich zu erfolgen 
(siehe auch Punkt. 4 (4) und (5)). Das Erlöschen einer bestehenden 
Vollmacht bewirkt keine Beendigung des Auftrags. 

(2) Soweit nicht etwas anderes schriftlich vereinbart oder gesetzlich 
zwingend vorgeschrieben ist, können die Vertragspartner den Vertrag 
jederzeit mit sofortiger Wirkung beendigen. Der Honoraranspruch bestimmt 
sich nach Punkt 11. 

(3) Ein Dauerauftrag (befristeter oder unbefristeter Auftrag über, wenn auch 
nicht ausschließlich, die Erbringung wiederholter Einzelleistungen, auch mit 
Pauschalvergütung) kann allerdings, soweit nichts anderes schriftlich 
vereinbart ist, ohne Vorliegen eines wichtigen Grundes nur unter Ein- 
haltung einer Frist von drei Monaten („Beendigungsfrist“) zum Ende eines 
Kalendermonats beendet werden. 

(4) Nach Erklärung der Beendigung eines Dauerauftrags – sind, soweit im 
Folgenden nicht abweichend bestimmt, nur jene einzelnen Werke vom 
Auftragnehmer noch fertigzustellen (verbleibender Auftragsstand), deren 
vollständige Ausführung innerhalb der Beendigungsfrist (grundsätzlich) 
möglich ist, soweit diese innerhalb eines Monats nach Beginn des Laufs 
der Beendigungsfrist dem Auftraggeber schriftlich im Sinne des Punktes 4 
(2) bekannt gegeben werden. Der verbleibende Auftragsstand ist innerhalb 
der Beendigungsfrist fertig zu stellen, sofern sämtliche erforderlichen

Unterlagen rechtzeitig zur Verfügung gestellt werden und soweit nicht ein 
wichtiger Grund vorliegt, der dies hindert. 

(5) Wären bei einem Dauerauftrag mehr als 2 gleichartige, üblicherweise 
nur einmal jährlich zu erstellende Werke (z.B. Jahresabschlüsse, Steuer- 
erklärungen etc.) fertig zu stellen, so zählen die über 2 hinaus gehenden 
Werke nur bei ausdrücklichem Einverständnis des Auftraggebers zum ver- 
bleibenden Auftragsstand. Auf diesen Umstand ist der Auftraggeber in der 
Bekanntgabe gemäß Punkt 9 (4) gegebenenfalls ausdrücklich hinzuweisen. 

   10. Beendigung bei Annahmeverzug und unterlassener Mitwirkung des 
              Auftraggebers und rechtlichen Ausführungshindernissen 

(1) Kommt der Auftraggeber mit der Annahme der vom Auftragnehmer an- 
gebotenen Leistung in Verzug oder unterlässt der Auftraggeber eine ihm 
nach Punkt 2. oder sonst wie obliegende Mitwirkung, so ist der Auftrag- 
nehmer zur fristlosen Beendigung des Vertrages berechtigt. Gleiches gilt, 
wenn der Auftraggeber eine (auch teilweise) Durchführung des Auftrages 
verlangt, die, nach begründetem Dafürhalten des Auftragnehmers, nicht der 
Rechtslage oder berufsüblichen Grundsätzen entspricht. Seine Honorar- 
ansprüche bestimmen sich nach Punkt 11. Annahmeverzug sowie unter- 
lassene Mitwirkung seitens des Auftraggebers begründen auch dann den 
Anspruch des Auftragnehmers auf Ersatz der ihm hierdurch entstandenen 
Mehraufwendungen sowie des verursachten Schadens, wenn der Auftrag- 
nehmer von seinem Kündigungsrecht keinen Gebrauch macht. 

(2) Bei Verträgen über die Führung der Bücher, die Vornahme der 
Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ist eine fristlose 
Beendigung durch den Auftragnehmer gemäß Punkt 10 (1) zulässig, wenn 
der Auftraggeber seiner Mitwirkungspflicht gemäß Punkt 2. (1) zweimal 
nachweislich nicht nachkommt. 

                                    11. Honoraranspruch 

(1) Unterbleibt die Ausführung des Auftrages (z.B. wegen Rücktritt oder 
Kündigung), so gebührt dem Auftragnehmer gleichwohl das vereinbarte 
Entgelt (Honorar), wenn er zur Leistung bereit war und durch Umstände, 
deren Ursache auf Seiten des Auftraggebers liegen, ein bloßes Mit- 
verschulden des Auftragnehmers bleibt diesbezüglich außer Ansatz, daran 
gehindert worden ist; der Auftragnehmer braucht sich in diesem Fall nicht 
anrechnen zu lassen, was er durch anderweitige Verwendung seiner und 
seiner Mitarbeiter Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben unterlässt. 

(2)  Bei Beendigung eines Dauerauftrags gebührt das vereinbarte Entgelt 
für den verbleibenden Auftragsstand, sofern er fertiggestellt wird oder dies 
aus Gründen, die dem Auftraggeber zuzurechnen sind, unterbleibt (auf 
Punkt 11. (1) wird verwiesen). Vereinbarte Pauschalhonorare sind gege- 
benenfalls zu aliquotieren. 

(3) Unterbleibt eine zur Ausführung des Werkes erforderlicheMitwirkung des 
Auftraggebers, so ist der Auftragnehmer auch berechtigt, ihm zur Nach- 
holung eine angemessene Frist zu setzen mit der Erklärung, dass nach 
fruchtlosem Verstreichen der Frist der Vertrag als aufgehoben gelte, im 
Übrigen gelten die Folgen des Punkt 11. (1). 

(4)  Bei Nichteinhaltung der Beendigungsfrist gemäß Punkt 9. (3) durch den 
Auftraggeber, sowie bei Vertragsauflösung gemäß Punkt 10. (2) durch den 
Auftragnehmer behält der Auftragnehmer den vollen Honoraranspruch für 
drei Monate. 

                                   12. Honorar 

(1) Sofern nicht ausdrücklich Unentgeltlichkeit vereinbart ist, wird jedenfalls 
gemäß § 1004 und § 1152 ABGB eine angemessene Entlohnung geschul- 
det. Höhe und Art des Honoraranspruchs des Auftragnehmers ergeben sich 
aus der zwischen ihm und seinem Auftraggeber getroffenen Vereinbarung. 
Sofern nicht nachweislich eine andere Vereinbarung getroffen wurde sind 
Zahlungen des Auftraggebers immer auf die älteste Schuld anzurechnen. 

(2)   Die kleinste verrechenbare Leistungseinheit beträgt eine Viertelstunde. 

(3)   Auch die Wegzeit wird im notwendigen Umfang verrechnet. 

(4) Das Aktenstudium in der eigenen Kanzlei, das nach Art und Umfang zur 
Vorbereitung des Auftragnehmers notwendig ist, kann gesondert 
verrechnet werden. 

(5) Erweist sich durch nachträglich hervorgekommene besondere Um- 
stände oder auf Grund besonderer Inanspruchnahme durch den Auftrag- 
geber ein bereits vereinbartes Entgelt als unzureichend, so hat der Auftrag- 
nehmer den Auftraggeber darauf hinzuweisen und sind Nachverhandlungen 
zur Vereinbarung eines angemessenen Entgelts zu führen (auch bei 
unzureichenden Pauschalhonoraren).
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(6) Der Auftragnehmer verrechnet die Nebenkosten und die Umsatzsteuer 
zusätzlich. Beispielhaft aber nicht abschließend im Folgenden (7) bis (9): 

(7) Zu den verrechenbaren Nebenkosten zählen auch belegte oder pau- 
schalierte Barauslagen, Reisespesen (bei Bahnfahrten 1. Klasse), Diäten, 
Kilometergeld, Kopierkosten und ähnliche Nebenkosten. 

(8) Bei besonderen Haftpflichtversicherungserfordernissen zählen die 
betreffenden Versicherungsprämien (inkl. Versicherungssteuer) zu den 
Nebenkosten. 

(9) Weiters sind als Nebenkosten auch Personal- und Sachaufwendungen 
für die Erstellung von Berichten, Gutachten uä. anzusehen. 

(10) Für die Ausführung eines Auftrages, dessen gemeinschaftliche Erle- 
digung mehreren Auftragnehmern übertragen worden ist, wird von jedem 
das seiner Tätigkeit entsprechende Entgelt verrechnet. 

(11) Entgelte und Entgeltvorschüsse sind mangels anderer Vereinba- 
rungen sofort nach deren schriftlicher Geltendmachung fällig. Für Entgelt- 
zahlungen, die später als 14 Tage nach Fälligkeit geleistet werden, können 
Verzugszinsen verrechnet werden. Bei beiderseitigen Unternehmer- 
geschäften gelten Verzugszinsen in der in § 456 1. und 2. Satz UGB 
festgelegten Höhe. 

(12) Die Verjährung richtet sich nach § 1486 ABGB und beginnt mit Ende 
der Leistung bzw. mit späterer, in angemessener Frist erfolgter Rech- 
nungslegung zu laufen. 

(13) Gegen Rechnungen kann innerhalb von 4 Wochen ab Rechnungs- 
datum schriftlich beim Auftragnehmer Einspruch erhoben werden. 
Andernfalls gilt die Rechnung als anerkannt. Die Aufnahme einer Rech- 
nung in die Bücher gilt jedenfalls als Anerkenntnis. 

(14) Auf die Anwendung des § 934 ABGB im Sinne des § 351 UGB, das 
ist die Anfechtung wegen Verkürzung über die Hälfte für Geschäfte unter 
Unternehmern, wird verzichtet. 

(15) Falls bei Aufträgen betreffend die Führung der Bücher, die Vornahme 
der Personalsachbearbeitung oder Abgabenverrechnung ein Pauschal- 
honorar vereinbart ist, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Verein- 
barung die Vertretungstätigkeit im Zusammenhang mit abgaben und 
beitragsrechtlichen Prüfungen aller Art einschließlich der Abschluss von 
Vergleichen über Abgabenbemessungs- oder Beitragsgrundlagen, Be- 
richterstattung, Rechtsmittelerhebung uä gesondert zu honorieren. Sofern 
nichts anderes schriftlich vereinbart ist, gilt das Honorar als jeweils für ein 
Auftragsjahr vereinbart. 

(16) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen im Zusammenhang mit den 
im Punkt 12. (15) genannten Tätigkeiten, insbesondere Feststellungen 
über das prinzipielle Vorliegen einer Pflichtversicherung, erfolgt nur 
aufgrund eines besonderen Auftrages. 

(17) Der Auftragnehmer kann entsprechende Vorschüsse verlangen und 
seine (fortgesetzte) Tätigkeit von der Zahlung dieser Vorschüsse abhängig 
machen. Bei Daueraufträgen darf die Erbringung weiterer Leistungen bis 
zur Bezahlung früherer Leistungen (sowie allfälliger Vorschüsse gemäß 
Satz 1) verweigert werden. Bei Erbringung von Teilleistungen und offener 
Teilhonorierung gilt dies sinngemäß. 

(18) Eine Beanstandung der Arbeiten des Auftragnehmers berechtigt, 
außer bei offenkundigen wesentlichen Mängeln, nicht zur auch nur 
teilweisen Zurückhaltung der ihm nach Punkt 12. zustehenden Honorare, 
sonstigen Entgelte, Kostenersätze und Vorschüsse (Vergütungen). 

(19) Eine Aufrechnung gegen Forderungen des Auftragnehmers auf 
Vergütungen nach Punkt 12. ist nur mit unbestrittenen oder rechtskräftig 
festgestellten Forderungen zulässig. 

                                            13. Sonstiges 

(1) Im Zusammenhang mit Punkt 12. (17) wird auf das gesetzliche Zurück- 
behaltungsrecht (§ 471 ABGB, § 369 UGB) verwiesen; wird das Zurück- 
behaltungsrecht zu Unrecht ausgeübt, haftet der Auftragnehmer grund- 
sätzlich gemäß Punkt 7. aber in Abweichung dazu nur bis zur Höhe seiner 
noch offenen Forderung. 

(2) Der Auftraggeber hat keinen Anspruch auf Ausfolgung von im Zuge der 
Auftragserfüllung vom Auftragnehmer erstellten Arbeitspapieren und 
ähnlichen Unterlagen. Im Falle der Auftragserfüllung unter Einsatz elektro- 
nischer Buchhaltungssysteme ist der Auftragnehmer berechtigt, nach 
Übergabe sämtlicher vom Auftragnehmer auftragsbezogen damit erstellter 
Daten, für die den Auftraggeber eine Aufbewahrungspflicht trifft, 

in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format an den 
Auftraggeber bzw. an den nachfolgenden Wirtschaftstreuhänder, die Daten 
zu löschen. Für die Übergabe dieser Daten in einem strukturierten, gängigen 
und maschinenlesbaren Format hat der AuftragnehmerAnspruch auf ein 
angemessenes Honorar (Punkt 12 gilt sinngemäß). Ist eine Übergabe dieser 
Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren Format aus 
besonderen Gründen unmöglich oder untunlich, können diese ersatzweise 
im Vollausdruck übergeben werden. Eine Honorierung steht diesfalls dafür 
nicht zu. 

(3) Der Auftragnehmer hat auf Verlangen und Kosten des Auftraggebers alle 
Unterlagen herauszugeben, die er aus Anlass seiner Tätigkeit von diesem 
erhalten hat. Dies gilt jedoch nicht für den Schriftwechsel zwischen dem 
Auftragnehmer und seinem Auftraggeber und für die Schriftstücke, die der 
Auftraggeber in Urschrift besitzt und für Schriftstücke, die einer Aufbewah- 
rungspflicht nach den für den Auftragnehmer geltenden rechtlichen 
Bestimmungen zur Verhinderung von Geldwäsche unterliegen. Der Auftrag- 
nehmer kann von Unterlagen, die er an den Auftraggeber zurückgibt, 
Abschriften oder Fotokopien anfertigen. Sind diese Unterlagen bereits 
einmal an den Auftraggeber übermittelt worden so hat der Auftragnehmer 
Anspruch auf ein angemessenes Honorar (Punkt 12. gilt sinngemäß). 

(4) Der Auftraggeber hat die dem Auftragsnehmer übergebenen Unterlagen 
nach Abschluss der Arbeiten binnen 3 Monaten abzuholen. Bei Nichtab- 
holung übergebener Unterlagen kann der Auftragnehmer nach zweimaliger 
nachweislicher Aufforderung an den Auftraggeber, übergebene Unterlagen 
abzuholen, diese auf dessen Kosten zurückstelle  und/oder ein angemes- 
senes Honorar in Rechnung stellen (Punkt 12. gilt sinngemäß). Die weitere 
Aufbewahrung kann auch auf Kosten des Auftraggebers durch Dritte 
erfolgen. Der Auftragnehmer haftet im Weiteren nicht für Folgen aus 
Beschädigung, Verlust oder Vernichtung der Unterlagen. 

(5) Der Auftragnehmer ist berechtigt, fällige Honorarforderungen mit 
etwaigen Depotguthaben, Verrechnungsgeldern, Treuhandgeldern oder 
anderen in seiner Gewahrsame befindlichen liquiden Mitteln auch bei aus- 
drücklicher Inverwahrungnahme zu kompensieren, sofern der Auftraggeber 
mit einem Gegenanspruch des Auftragnehmers rechnen musste. 

(6) Zur Sicherung einer bestehenden oder künftigen Honorarforderung ist 
der Auftragnehmer berechtigt, ein finanzamtliches Guthaben oder ein 
anderes Abgaben- oder Beitragsguthaben des Auftraggebers auf ein Ander- 
konto zu transferieren. Diesfalls ist der Auftraggeber vom erfolgten Transfer 
zu verständigen. Danach kann der sichergestellte Betrag entweder im 
Einvernehmen mit dem Auftraggeber oder bei Vollstreckbarkeit der Honorar- 
forderung eingezogen werden. 

             14. Anzuwendendes Recht, Erfüllungsort, Gerichtsstand 

(1) Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich hieraus ergebenden 
Ansprüche gilt ausschließlich österreichisches Recht unter Ausschluss des 
nationalen Verweisungsrechts. 

(2) Erfüllungsort ist der Ort der beruflichen Niederlassung des Auftrag- 
nehmers. 

(3) Gerichtsstand ist – mangels abweichender schriftlicher Vereinbarung – 
das sachlich zuständige Gericht des Erfüllungsortes.



.

                                  II. TEIL 

            15. Ergänzende Bestimmungen für Verbrauchergeschäfte 

(1) Für Verträge zwischen Wirtschaftstreuhändern und Verbrauchern 
gelten die zwingenden Bestimmungen des Konsumentenschutzgesetzes. 

(2) Der Auftragnehmer haftet nur für vorsätzliche und grob fahrlässig ver- 
schuldete Verletzung der übernommenen Verpflichtungen. 

(3) Anstelle der im Punkt 7 Abs 2 normierten Begrenzung ist auch im Falle 
grober Fahrlässigkeit die Ersatzpflicht des Auftragnehmers nicht begrenzt. 

(4) Punkt 6 Abs 2 (Frist für Mängelbeseitigungsanspruch) und Punkt 7 Abs 
4 (Geltendmachung der Schadenersatzansprüche innerhalb einer be- 
stimmten Frist) gilt nicht. 

(5) Rücktrittsrecht gemäß § 3 KSchG: 

Hat der Verbraucher seine Vertragserklärung nicht in den vom Auftrag- 
nehmer dauernd benützten Kanzleiräumen abgegeben, so kann er von 
seinem Vertragsantrag oder vom Vertrag zurücktreten. Dieser Rücktritt 
kann bis zum Zustandekommen des Vertrages oder danach binnen einer 
Woche erklärt werden; die Frist beginnt mit der Ausfolgung einer Urkunde, 
die zumindest den Namen und die Anschrift des Auftragnehmers sowie 
eine Belehrung über das Rücktrittsrecht enthält, an den Verbraucher, 
frühestens jedoch mit dem Zustandekommen des Vertrages zu laufen. 
Das Rücktrittsrecht steht dem Verbraucher nicht zu, 

     1. wenn er selbst die geschäftliche Verbindung mit dem Auftragnehmer 
oder dessen Beauftragten zwecks Schließung dieses  Vertrages ange- 
bahnt hat, 

    2. wenn dem Zustandekommen des Vertrages keine Besprechungen 
zwischen den Beteiligten oder ihren Beauftragten vorangegangen sind 
oder 

    3. bei Verträgen, bei denen die beiderseitigen Leistungen sofort zu 
erbringen sind, wenn sie üblicherweise von Auftragnehmern außerhalb 
ihrer Kanzleiräume geschlossen werden und das vereinbarte Entgelt € 15 
nicht übersteigt. 

Der Rücktritt bedarf zu seiner Rechtswirksamkeit der Schriftform. Es 
genügt, wenn der Verbraucher ein Schriftstück, das seine Vertrags- 
erklärung oder die des Auftragnehmers enthält, dem Auftragnehmer mit 
einem Vermerk zurückstellt, der erkennen lässt, dass der Verbraucher das 
Zustandekommen oder die Aufrechterhaltung des Vertrages ablehnt. Es 
genügt, wenn die Erklärung innerhalb einer Woche abgesendet wird. Tritt 
der Verbraucher gemäß § 3 KSchG vom Vertrag zurück, so hat Zug um 
Zug 

    1. der Auftragnehmer alle empfangenen Leistungen samt gesetzlichen 
Zinsen vom Empfangstag an zurückzuerstatten und den vom Verbraucher 
auf die Sache gemachten notwendigen und nützlichen Aufwand zu 
ersetzen, 

    2. der Verbraucher dem Auftragnehmer den Wert der Leistungen zu 
vergüten, soweit sie ihm zum klaren und überwiegenden Vorteil gereichen. 
Gemäß § 4 Abs 3 KSchG bleiben Schadenersatzansprüche unberührt. 

(6) Kostenvoranschläge gemäß § 5 KSchG: 

Für die Erstellung eines Kostenvoranschlages im Sinn des § 1170a ABGB 
durch den Auftragnehmer hat der Verbraucher ein Entgelt nur dann zu 
zahlen, wenn er vorher auf diese Zahlungspflicht hingewiesen worden ist. 
Wird dem Vertrag ein Kostenvoranschlag des Auftragnehmers zugrunde 
gelegt, so gilt dessen Richtigkeit als gewährleistet, wenn nicht das Gegen- 
teil ausdrücklich erklärt ist. 

(7) Mängelbeseitigung: Punkt 6 wird ergänzt: 

 Ist der Auftragnehmer nach § 932 ABGB verpflichtet, seine Leistungen zu 
verbessern oder Fehlendes nachzutragen, so hat er diese Pflicht zu 
erfüllen, an dem Ort, an dem die Sache übergeben worden ist. Ist es für 
den Verbraucher tunlich, die Werke und Unterlagen vom Auftragnehmer 
gesendet zu erhalten, so kann dieser diese Übersendung auf seine Gefahr 
und Kosten vornehmen. 

(8) Gerichtsstand: Anstelle Punkt 14. (3) gilt: 

Hat der Verbraucher im Inland seinen Wohnsitz oder seinen gewöhnlichen 
Aufenthalt oder ist er im Inland beschäftigt, so kann für eine Klage gegen 

ihn nach den §§ 88, 89, 93 Abs 2 und 104 Abs1 JN nur die Zuständigkeit 
eines Gerichtes begründet werden, in dessen Sprengel der Wohnsitz, der 
gewöhnliche Aufenthalt oder der Ort der Beschäftigung liegt. 

(9) Verträge über wiederkehrende Leistungen: 

    (a) Verträge, durch die sich der Auftragnehmer zu Werkleistungen und 
der Verbraucher zu wiederholten Geldzahlungen verpflichten und die für 
eine unbestimmte oder eine ein Jahr übersteigende Zeit geschlossen wor- 
den sind, kann der Verbraucher unter Einhaltung einer zweimonatigen Frist 
zum Ablauf des ersten Jahres, nachher zum Ablauf jeweils eines halben 
Jahres kündigen. 

    (b) Ist die Gesamtheit der Leistungen eine nach ihrer Art unteilbare Lei- 
stung, deren Umfang und Preis schon bei der Vertragsschließung bestimmt 
sind, so kann der erste Kündigungstermin bis zum Ablauf des zweiten 
Jahres hinausgeschoben werden. In solchen Verträgen kann die Kün- 
digungsfrist auf höchstens sechs Monate verlängert werden. 

    (c) Erfordert die Erfüllung eines bestimmten, in lit. a) genannten Vertrages 
erhebliche Aufwendungen des Auftragnehmers und hat er dies dem Ver- 
braucher spätestens bei der Vertragsschließung bekannt gegeben, so 
können den Umständen angemessene, von den in lit. a) und b) genannten 
abweichende Kündigungstermine und Kündigungsfristen vereinbart werden. 

    (d) Eine Kündigung des Verbrauchers, die nicht fristgerecht aus- 
gesprochen worden ist, wird zum nächsten nach Ablauf der Kündigungsfrist 
liegenden Kündigungstermin wirksam.
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